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1 Einleitung

Die Gemeinde Lenting befindet sich östlich 

im oberbayerischen Landkreis Eichstätt. 

Mit rund 5.300 Einwohnern und 8,48 Quad-

ratkilometern ist Lenting ländlich geprägt. 

Lenting verfügt über ein gut ausgebautes 

Gasnetz, Wärmenetze sind hingegen nicht 

vorhanden. Aufgrund der zukünftigen Her-

ausforderungen in der Wärmeversorgung 

hat sich Lenting bereits 2023 entschieden, 

eine kommunale Wärmeplanung zu erstel-

len. 

Die kommunale Wärmeplanung ist ein 

zentrales Instrument zur Umsetzung der 

Wärmewende und leistet einen entschei-

denden Beitrag zum Klimaschutz. Ziel der 

Wärmeplanung ist es, die Wärmeversor-

gung in Lenting langfristig klimaneutral zu 

gestalten. Durch die systematische Ana-

lyse des aktuellen Wärmebedarfs, die 

Identifikation von Potenzialen zur Nutzung 

erneuerbarer Wärmequellen sowie die 

Ausarbeitung einer Umsetzungsstrategie 

wird eine umfassende Planung geschaffen, 

um die Klimaneutralität bis zum Jahr 2045 

zu erreichen.  

Die Verbindlichkeit zur Wärmeplanung ist 

im Wärmeplanungsgesetz (WPG) veran-

kert, welches die Bundesländer dazu ver-

pflichtet sicherzustellen, dass für alle 

Kommunen entsprechende Pläne erstellt 

werden. Durch gesetzliche Vorgaben wird 

gewährleistet, dass die Wärmeplanung in 

einem regelmäßigen Fünfjahresrhythmus 

überprüft und fortgeschrieben wird, um 

den sich ändernden Gegebenheiten und 

neuen technologischen Entwicklungen 

Rechnung zu tragen. Zum Zeitpunkt der Er-

stellung der kommunalen Wärmeplanung 

für Lenting war das Landesgesetz für Bay-

ern in Erstellung. Die Motivation hinter der 

kommunalen Wärmeplanung basiert auf 

dem dringenden Handlungsbedarf im Kli-

maschutz. Der Wärmesektor ist einer der 

größten Verursacher von Treibhaus-

gasemissionen in Deutschland und die Um-

stellung auf erneuerbare Energien spielt 

eine wesentliche Rolle bei der Erreichung 

der nationalen Klimaziele. Die Gemeinde 

Lenting sieht die Wärmewende als eine 

zentrale Aufgabe an, um nicht nur den 

ökologischen Fußabdruck zu reduzieren, 

sondern auch die lokale Wirtschaft zu stär-

ken und eine nachhaltige Energieversor-

gung für künftige Generationen sicherzu-

stellen.  

Der Ablauf der Wärmeplanung gliedert sich 

in mehrere Phasen. Zunächst erfolgt eine 

Bestandsanalyse, um die derzeitige Struk-

tur der Bereitstellung und des Verbrauchs 

von Wärme zu erfassen. Daran schließt die 

Potenzialanalyse an, die zur Identifikation 

geeigneter Wärmequellen und Energieein-

sparpotenziale dient. Basierend auf diesen 

Ergebnissen wird ein Zielszenario entwi-

ckelt, das verschiedene Wärmeversor-

gungsoptionen bis zum Jahr 2045 berück-

sichtigt. Abschließend wird eine Umset-

zungsstrategie erarbeitet, welche die not-

wendigen Maßnahmen zur Erreichung der 

Klimaziele festlegt und priorisiert. Die 

fortlaufende Beteiligung der relevanten 

Akteure, wie Netzbetreiber und Bürger, 

war ein integraler Bestandteil des gesam-

ten Planungsprozesses. Der nachfolgende 

Bericht greift die beschriebenen Planungs-

schritte auf.  
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2 Rechtlicher Rahmen und aktuelle Förderprogramme 

Im folgenden Kapitel werden Ablauf und 

Inhalte der kommunalen Wärmeplanung 

vorgestellt, sowie der Zusammenhang mit 

dem Gebäudeenergiegesetz (GEG) erläu-

tert. Ergänzend werden Informationen 

über aktuelle Förderungen vorgestellt. Da 

sich Gesetze und Förderkonditionen än-

dern können, ist es entscheidend, die je-

weils aktuellen Vorgaben und Richtlinien 

zu prüfen, um die Planung und Umsetzung 

effektiv und rechtssicher gestalten zu kön-

nen

2.1 Wärmeplanungsgesetz und Kommunalrichtlinie  

Das Wärmeplanungsgesetz (WPG) ist am 

1. Januar 2024 in Kraft getreten und ver-

pflichtet alle Bundesländer zur Durchfüh-

rung einer Wärmeplanung. Kommunen mit 

mehr als 100.000 Einwohnern müssen 

diese bis zum 30. Juni 2026 abschließen, 

während für Kommunen mit weniger als 

100.000 Einwohnern eine Frist bis zum 30. 

Juni 2028 gilt. Die Wärmeplanung verfolgt 

gemäß § 1 WPG das Ziel die Wärmeversor-

gung bis spätestens 2045 treibhausgas-

neutral zu gestalten. 

Die Verpflichtung zur Erstellung eines 

kommunalen Wärmeplans wird durch Lan-

desrecht den Kommunen übertragen. Zum 

Zeitpunkt der Erstellung des kommunalen 

Wärmeplans in Lenting bestand keine lan-

desrechtliche Regelung zur Wärmepla-

nung. Die Verordnung zur Ausführung 

energiewirtschaftlicher Vorschriften 

(AVEn) ist am 2. Januar 2025 in Kraft ge-

treten.  

Die Gemeinde Lenting konnte über die 

Kommunalrichtlinie vor Inkrafttreten des 

WPG Fördermittel beziehen und so mit der 

kommunalen Wärmeplanung Ende 2023 

starten. Die Förderinhalte spiegeln im We-

sentlichen die Inhalte des Wärmeplanungs-

gesetzes wider. Abbildung 1 zeigt den vor-

gesehenen Ablauf der kommunalen Wär-

meplanung.  

 

 

Abbildung 1: Ablauf der kommunalen Wärmeplanung. Quelle: eigene Darstellung 
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Die kommunale Wärmeplanung gemäß 

dem Gesetz und der Kommunalrichtlinie 

umfasst mehrere zentrale Schritte. Zu-

nächst beschließt die Kommune als pla-

nungsverantwortliche Stelle die Durchfüh-

rung. Im Anschluss erfolgt eine Be-

standsanalyse mit der Eignungsprüfung, 

um den aktuellen Zustand zu bewerten. 

Aufbauend darauf wird eine Potenzialana-

lyse durchgeführt, um mögliche Chancen 

und Ressourcen für die zukünftige Wärme-

versorgung zu identifizieren. Auf dieser 

Grundlage wird ein Zielszenario entwi-

ckelt, das die angestrebte Wärmeversor-

gung beschreibt. Das beplante Gebiet, das 

Gemeindegebiet von Lenting, wird an-

schließend in voraussichtliche Wärmever-

sorgungsgebiete unterteilt, und die ge-

planten Versorgungsarten für das Zieljahr 

werden festgelegt. Für die Gebietseintei-

lung stehen folgende Kategorien zur Ver-

fügung:  

▪ Gebiete für dezentrale Wärmever-

sorgung, 

▪ Wärmenetzgebiete: Wärmenetz-

verdichtungsgebiet, Wärmenetz-

ausbaugebiete, Wärmenetzneu-

baugebiet, 

▪ Wasserstoffnetzgebiete  

▪ Prüfgebiete. 

Daraufhin wird eine Umsetzungsstrategie 

entwickelt, die konkrete Maßnahmen ent-

hält, um das Zielszenario zu erreichen. 

Eine gezielte Akteursbeteiligung dient 

dazu, über das Projekt zu informieren, 

Bedenken aufzunehmen, Anregungen in 

die Planung einzubeziehen und einen mög-

lichst breiten Konsens zu schaffen. Außer-

dem werden ein Controllingkonzept und 

eine Verstetigungsstrategie erarbeitet, um 

die kontinuierliche Umsetzung und Über-

wachung der Maßnahmen und nötigen 

Emissionsreduktionen sicherzustellen. 

Eine Kommunikationsstrategie soll eine 

transparente Kommunikation nach außen 

über bevorstehende Maßnahmen und Pro-

jekte des Wärmeplans sicherstellen. 

Dekarbonisierung von Wärmenetzen 

Das Wärmeplanungsgesetz (WPG) regelt 

zudem die Dekarbonisierung bestehender 

Wärmenetze. Vorgesehen ist, dass der An-

teil erneuerbarer Energien in diesen Net-

zen stufenweise erhöht wird (Fristverlän-

gerungen sind möglich): 

▪ ab dem 1.1.2030 mindestens 30 % 

▪ ab dem 1.1.2040 mindestens 80 % 

Für neue Wärmenetze gilt ab dem 1. März 

2025 ein Anteil von mindestens 65 % erneu-

erbarer Energien in der Nettowärmeerzeu-

gung (§30 WPG). Zusätzlich zur Nutzung 

erneuerbarer Energien können Wärme-

netze auch durch unvermeidbare Abwärme 

oder eine Kombination dieser Quellen be-

trieben werden. Bis 2045 müssen alle Wär-

menetze vollständig klimaneutral sein (§31 

WPG). Zur Erreichung dieser Ziele sind 

Wärmenetzbetreiber gemäß §32 WPG ver-

pflichtet, Dekarbonisierungs- bzw. Trans-

formationspläne zu erstellen.

  



Kommunale Wärmeplanung  
Lenting  

 

   INEV 9 

 

2.2 Wärmeplanungsgesetz und Gebäudeenergiegesetz  

Das Wärmeplanungsgesetz (WPG) und das 

Gebäudeenergiegesetz (GEG) sind zentrale 

Elemente für den Umbau der deutschen 

Energieversorgung hin zu Nachhaltigkeit 

und Klimaneutralität. Das WPG dient dabei 

als wichtige Orientierung für Kommunen, 

Bürger sowie Unternehmen, um die lokale 

Wärmeversorgung strategisch zu planen 

und nachhaltig zu gestalten. Gemeinsam 

schaffen diese Gesetze den rechtlichen 

Rahmen für eine klimafreundliche Wärme-

versorgung und fördern den Übergang zu 

klimaneutralen Energiequellen. 

Ab dem 1. Januar 2024 müssen grundsätz-

lich alle neu eingebauten Heizungen – un-

abhängig davon, ob es sich um Neubauten 

oder Bestandsgebäude handelt, und so-

wohl in Wohn- als auch in Nichtwohnge-

bäuden – mindestens 65 % erneuerbare 

Energien nutzen. Eigentümer haben die 

Möglichkeit, diesen Anteil auf zwei Arten 

nachzuweisen: entweder durch eine indi-

viduelle Lösung oder durch die Wahl einer 

der gesetzlich vorgegebenen Optionen. Zu 

den Erfüllungsoptionen gehören: 

▪ Anschluss an ein Wärmenetz, 

▪ elektrische Wärmepumpe, 

▪ Stromdirektheizung, 

▪ Heizung auf Basis von Solarther-
mie, 

▪ Heizung zur Nutzung von Biomasse 
oder grünem oder blauem Wasser-
stoff oder 

▪ Hybridheizung (Kombination aus 
erneuerbarer Heizung und Gas- 
oder Ölkessel). 

Unter bestimmten Voraussetzungen kann 

auch eine sogenannte „H2-Ready“-Gashei-

zung eingebaut werden, die später auf 

100 % Wasserstoff umgerüstet werden 

kann.  

Die kommunale Wärmeplanung (KWP) soll 

Bürger sowie Unternehmen über die beste-

henden und zukünftigen Optionen zur lo-

kalen Wärmeversorgung informieren und 

das Gemeindegebiet in Versorgungsge-

biete einteilen. Zudem soll sie als Orien-

tierungshilfe dienen, um Eigentümer bei 

der Auswahl einer geeigneten Heizungsan-

lage zu unterstützen. Bestehende Heizun-

gen dürfen weiterhin betrieben werden. 

Sollte eine Gas- oder Ölheizung ausfallen, 

darf sie repariert werden. Bei irreparablen 

Heizungsdefekten (Heizungshavarien) oder 

bei konstant temperierten Kesseln, die äl-

ter als 30 Jahre sind, gelten pragmatische 

Übergangslösungen und mehrjährige Fris-

ten. Übergangsweise darf eine fossil be-

triebene Heizung – auch nach dem 1. Ja-

nuar 2024 – bis zum Ablauf der Fristen für 

die kommunale Wärmeplanung eingebaut 

werden. Dabei ist zu beachten, dass diese 

ab 2029 einen steigenden Anteil an erneu-

erbaren Energien aufweisen muss (§71i 

GEG): 

▪ ab 2029 mindestens 15 % 

▪ ab 2035 mindestens 30 % 

▪ ab 2040 mindestens 60 % 

▪ ab 2045 100 % 

Nach Ablauf der Fristen für die kommunale 

Wärmeplanung (2026 bzw. 2028) können 

weiterhin Gasheizungen eingebaut wer-

den, sofern sie mit mindestens 65 % erneu-

erbaren Energien, wie Biogas oder Wasser-

stoff, betrieben werden. Der endgültige 

Stichtag für die Nutzung fossiler Brenn-

stoffe in Heizungen ist der 31. Dezember 

2044. In Härtefällen können Eigentümer 

von der Pflicht zur Nutzung erneuerbarer 

Energien befreit werden. 
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2.3 Rechtsfolgen der kommunalen Wärmeplanung 

Obwohl der Wärmeplan selbst keine recht-

liche Bindung hat (§ 23 WPG), kann die Ge-

meinde auf dessen Basis Gebiete für den 

Neu- oder Ausbau von Wärmenetzen oder 

Wasserstoffnetzen festlegen. Solche Be-

schlüsse können rechtliche Konsequenzen 

nach sich ziehen und sind im Wärmepla-

nungsgesetz (WPG) geregelt. Verbindliche 

Festlegungen entstehen nur durch zusätz-

liche, optionale Beschlüsse der Gemeinde, 

wenn Gebiete für den Neu- oder Ausbau 

von Wärmenetzen oder Wasserstoffnetzen 

ausgewiesen werden (§ 26 WPG). In diesen 

Gebieten greifen die entsprechenden Vor-

schriften des Gebäudeenergiegesetzes 

(GEG) zum Heizungstausch und zu Über-

gangslösungen (§ 71 Abs. 8 Satz 3, § 71k 

Abs. 1 Nr. 1 GEG) einen Monat nach dem 

zusätzlichen Beschluss der Gemeinde. 

Diese Festlegung verpflichtet jedoch nicht 

zur tatsächlichen Nutzung der ausgewiese-

nen Versorgungsart oder zum Bau entspre-

chender Wärmeinfrastrukturen. 

2.4 Bundesförderungen für effiziente Gebäude (BEG) 

Die Bundesförderung für effiziente Ge-

bäude (BEG) ist eine staatliche Förderung 

in Deutschland zur Steigerung der Energie-

effizienz und zur Nutzung erneuerbarer 

Energien in Gebäuden. Sie bündelt ver-

schiedene Förderprogramme, die früher 

separat existierten, und richtet sich so-

wohl an private als auch an gewerbliche 

Immobilienbesitzer sowie an öffentliche 

Einrichtungen. Neben den baulichen Maß-

nahmen wird in allen Programmen auch 

die Energieberatung (Fachplanung und 

Baubegleitung) mitgefördert. Im Folgen-

den werden die drei Hauptbereiche der 

BEG für Sanierung vorgestellt zum Stand 

November 2024. Zudem gibt es Förderpro-

gramme bzw. zinsvergünstigte KfW-Kre-

dite für Neubauten. Abbildung 2 zeigt die 

Struktur der Bundesförderung für effizi-

ente Gebäude und unterteilt diese in Ein-

zelmaßnahmen und systematische Maß-

nahmen.

 

Abbildung 2: Struktur der Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG). Quelle: eigene Darstellung 
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2.4.1 BEG Einzelmaßnahmen (BEG EM) 

Die BEG Einzelmaßnahmen (BEG EM) deckt 

einzelne Modernisierungen in Bestandsge-

bäuden ab, z. B. Heizungsoptimierung, 

Dämmung und Installation erneuerbarer 

Energien, wobei die Förderung als Zu-

schuss oder Kredit mit Tilgungszuschuss er-

folgt. 

Einzelmaßnahmen können neben Wärme-

erzeugungsanlagen auch die Errichtung 

und den Anschluss an Gebäudenetze oder 

Wärmenetze umfassen. Ein Gebäudenetz 

dient dabei der Wärmeversorgung von bis 

zu 16 Gebäuden und maximal 100 

Wohneinheiten. Förderfähig sind das Netz 

selbst, alle zugehörigen Komponenten so-

wie notwendige Umfeldmaßnahmen, wo-

bei die Förderquote vom Anteil erneuerba-

rer Energien im Wärmenetz abhängt. So 

beträgt die Förderung für den Aufbau eines 

Gebäudenetzes 30 %, wenn mindestens 

65 % der Wärme aus erneuerbaren 

Energien stammen. Der Anschluss an ein 

solches Netz wird ebenfalls mit 30 % geför-

dert, sofern nur die Grundförderung nach 

BEG für den Gebäudeeigentümer gilt und 

es sich um Nichtwohngebäude oder unbe-

wohnte Wohneinheiten handelt. Der För-

dersatz steigt auf 50 %, wenn der Eigentü-

mer das Gebäude selbst bewohnt und zu-

sätzlich einen sogenannten Klimage-

schwindigkeitsbonus erhält. Bei einem 

Netzausbau von mindestens 65 % erneuer-

barer Energien und einem Haushaltsjah-

reseinkommen unter 40.000 Euro ist eine 

Förderung von 70 % möglich. Die Höchst-

fördersätze für Wohngebäude liegen bei 

30.000 Euro für die erste Wohneinheit, 

15.000 Euro für die zweite bis sechste Ein-

heit und 7.000 Euro für jede weitere. Die-

selben Fördersätze gelten auch für dezent-

rale Wärmeerzeuger und den Anschluss an 

Wärmenetze.

 

2.4.2 BEG Wohngebäude (BEG WG) 

Die BEG Wohngebäude (BEG WG) fördert 

energetische Sanierungen und Neubauten 

von Wohngebäuden einschließlich Däm-

mung, Fensteraustausch, Heizungstausch 

und der Nutzung erneuerbarer Energien. 

Die Förderungen bestehen aus Zuschüssen 

oder Krediten und richten sich nach dem 

Effizienzhaus-Standard. (z. B. Effizienz-

haus 55, Effizienzhaus 40). 

 

 

2.4.3 BEG Nichtwohngebäude (BEG NWG) 

Die BEG Nichtwohngebäude (BEG NWG) un-

terstützt vergleichbare Maßnahmen in 

Nichtwohngebäuden wie Gewerbe-, 

Industrie- und Bürogebäuden, ebenfalls 

nach Effizienzhaus-Standards und als Zu-

schüsse oder Kredite. 
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2.5 Bundesförderung für effiziente Wärmenetze (BEW) 

Die Bundesförderung für effiziente Wär-

menetze unterstützt den Aufbau und die 

Modernisierung von Wärmenetzen, die 

überwiegend erneuerbare Energien oder 

Abwärme nutzen. Die Förderung erfolgt als 

Zuschuss oder Kredit mit Tilgungszuschuss 

und richtet sich an Kommunen, Unterneh-

men und Energieversorger. Förderfähig 

sind neben der Errichtung neuer Wärme-

netze auch die Erweiterung und Dekarbo-

nisierung bestehender Netze sowie die In-

tegration von Speichertechnologien. Ein 

zentrales Förderkriterium ist der Anteil er-

neuerbarer Energien oder Abwärme an der 

Wärmeerzeugung im Netz, der mindestens 

50 % betragen muss. 

Das Förderprogramm ist modular aufge-

baut (siehe Tabelle 1) und umfasst vier 

Hauptmodule, um eine ganzheitliche 

Unterstützung von der Planung bis zur Um-

setzung zu gewährleisten. 

Modul 1: Planung und Vorbereitung 

Dieses Modul dient als Grundlage für neue 

und bestehende Wärmenetze. Bei neuen 

Netzen wird eine Machbarkeitsstudie ge-

fördert, während für bestehende Netze 

ein Transformationsplan erforderlich ist. 

Diese Planung umfasst eine Ist- und Soll-

Analyse des Wärmenetzgebiets, die Prü-

fung der lokalen Verfügbarkeit regenerati-

ver Energiequellen sowie die ökologisch-

ökonomische Bewertung verschiedener 

Wärmeversorgungskonzepte. In der zwei-

ten Phase werden die Leistungsphasen 2–4 

nach HOAI bearbeitet. Die Förderung be-

trägt 50 % der Kosten, bis zu maximal 

2 Mio. Euro.

Tabelle 1: Modulaufbau und Förderinhalte Bundesförderung für effiziente Gebäude. Quelle: eigene Darstel-
lung 

 
Modul 1 
Planung 

Modul 2 
Systemische Investi-

tion 

Modul 3 
Einzelmaßnahme 

Modul 4 
Betriebsförderung 

N
e
u
e
  

W
ä
rm

e
n
e
tz

e
 Machbarkeitsstudie 

und Planungsleistung 
(HOAI LP 2-4) 

systemische Inves-
titionsförderung 
Neubau Wärme-
netzsystem 

 
Betriebskostenför-
derung von Wärme-
pumpen & Solar-
thermie 

Förderquote: 50% Förderquote: 40% 

Wärmepumpe: 
bis zu 9,2 ct/kWhth 
Solarthermie: 
1 ct pro kWhth 

B
e
st

e
h
e
n
d
e
  

W
ä
rm

e
n
e
tz

e
 

Transformations-
plan und Planungs-
leistung (HOAI LP 2-
4) 

systemische Inves-
titionsförderung 
Wärmenetzsystem 

Förderung einzel-
ner Investitions-
maßnahmen wie 
EE-Wärmeerzeuger, 
Digitalisierung etc. 

Betriebskostenför-
derung von Wärme-
pumpen & Solar-
thermie 

Förderquote: 50 % Förderquote: 40 % Förderquote: 40 % Wärmepumpe:  
bis zu 9,2 ct/kWhth 
Solarthermie:  
1 ct pro kWhth 
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Modul 2: Systemische Förderung von 

Neubau- und Bestandsnetzen 

Nach Abschluss von Modul 1 kann Modul 2 

beantragt werden. Dieses Modul unter-

stützt die Investitionen in die gesamte An-

lagentechnik der Wärmeverteilung und re-

generativen Wärmeerzeugung sowie soge-

nannte Umfeldmaßnahmen, wie z. B. Heiz-

gebäude oder Aufstellungsflächen. Über 

die Berechnung der Wirtschaftlichkeitslü-

cke können bis zu 40 % der Investitionskos-

ten, maximal 100 Mio. Euro, gefördert 

werden. 

Modul 3: Kurzfristige Maßnahmen in be-

stehenden Netzen 

Modul 3 konzentriert sich auf die kurzfris-

tige Förderung von Einzelmaßnahmen in 

bestehenden Wärmenetzen. Dabei werden 

Maßnahmen unterstützt, die auf die De-

karbonisierung und Effizienzsteigerung ab-

zielen. Voraussetzung ist, dass entweder 

ein Transformationsplan nachgereicht 

wird oder im Antragsverfahren ein „Ziel-

bild der Dekarbonisierung“ vorgelegt wird. 

Die Fördersätze entsprechen denen aus 

Modul 2. 

Modul 4: Betriebskostenförderung 

Dieses Modul bietet eine zusätzliche För-

derung für Solarthermie- oder Wärmepum-

penanlagen, die bereits über Modul 2 un-

terstützt wurden. Nach Nachweis einer 

Wirtschaftlichkeitslücke können Betriebs-

kostenzuschüsse für die ersten zehn  

Betriebsjahre beantragt werden. Für solar 

gewonnene Wärme beträgt die Förderung 

pauschal 1 ct/kWhth. Bei Wärmepumpen 

hängt der Fördersatz vom eingesetzten 

Strom ab: Wird regenerativer Eigenstrom 

genutzt, beträgt die Förderung maximal 

3 ct/kWhth, bei netzbezogenem Strom 

9,3 ct/kWhel. 
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3 Eignungsprüfung und bauliche Struktur 

Ein wesentlicher Bestandteil der kommu-

nalen Wärmeplanung ist die Eignungsprü-

fung, die potenzielle Gebiete für den Neu- 

und Ausbau von Wärmenetzen oder die 

Umstellung auf Wasserstoffnetze identifi-

ziert. Die Gemeinde Lenting umfasst zwei 

Ortskerne: Lenting und Desching. Eine 

Übersicht über die Ortskerne ist in 

Abbildung 4 dargestellt.  

Vor der Durchführung der Bestands- und 

Potenzialanalyse muss zunächst eine Eig-

nungsprüfung erfolgen, um zu klären, ob 

eine verkürzte Wärmeplanung in bestimm-

ten Teilgebieten möglich ist. Ziel ist es, 

den Aufwand zu reduzieren, indem Ge-

biete bestimmt werden, die wahrschein-

lich nicht für eine Versorgung durch ein 

Wärmenetz oder Wasserstoffnetz geeignet 

sind. In diesen Gebieten liegt der Fokus 

auf dezentralen Versorgungsstrategien. 

Abbildung 4: Das Gemeindegebiet von Lenting. Quelle: eigene Darstellung 
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3.1 Kriterien und Vorgehen  

Die Kriterien und Vorgaben für die Eig-

nungsprüfung umfassen mehrere wesentli-

che Aspekte, die zur Beurteilung der Eig-

nung eines Teilgebiets für eine bestimmte 

Wärmeversorgungsart herangezogen wer-

den. Dazu gehören unter anderem die 

Siedlungsstruktur, bestehende Infrastruk-

turen sowie die Verfügbarkeit erneuerba-

rer Energiequellen oder Abwärme. Die 

Bewertung erfolgt anhand qualitativer In-

dikatoren, wie z. B. voraussichtliche Wär-

megestehungskosten, Realisierungsrisiken 

und Versorgungssicherheit. Tabelle 2 zeigt 

die wichtigsten Informationsgrundlagen 

gemäß des Leitfadens Wärmeplanung [1], 

die in die Eignungsprüfung einfließen.

Tabelle 2: Datengrundlagen der Eignungsprüfung. Quelle: eigene Darstellung 

Thema Datengrundlage Zur Analyse von 

Siedlungsstruktur 3D-Gebäudemodelle 
LoD2 

Unterteilung des kommunalen 
Gebiets in Teilgebiete, Identifi-
kation von Wohn- und Gewerbe-
gebieten 

Bestehende Wärmever-
sorgungsinfrastruktur 

Pläne von Erdgasnetzen, 
Wärmenetzen, beste-
henden Erzeugungsanla-
gen 

Identifikation von Gebieten ohne 
bestehende Gas- und Wärmein-
frastruktur 

Verteilung der Baualters-
klassen im Gemeindege-
biet 

3D-Gebäudemodelle 
LoD2, Zensusdaten 

Ableitung von Gebieten und ho-
hen Gebäude-effizienzpotenzia-
len 

Industriebetriebe und 
Ankerkunden 

Open-Street-Map, Kom-
mune 

Prüfung von möglichen größeren 
gewerblichen Abnehmern 

Potenziale erneuerbarer 
Energien und unvermeid-
barer Abwärme 

Potenzialanalyse Lokalisierung von Kläranlagen, 
Gewässern, Flächen und industri-
eller Abwärme 

Wärmedichte und Wär-
menetzeignung 

Wärmedichtekarte Prüfung, ob aufgrund geringer 
Wärmedichte ein wirtschaftlicher 
Betrieb von Wärmenetzen ausge-
schlossen werden kann 
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3.2 Bauliche Struktur in der Gemeinde Lenting 

Zunächst werden die verschiedenen Sied-

lungsstrukturen und Gebäudetypen analy-

siert. Nutzungsarten und Gebäudetypen 

werden auf Basis von Geodaten identifi-

ziert. Für die geo-referenzierte Darstel-

lung kommen sowohl die tatsächliche Nut-

zung als auch Gebäudegeometriemodelle 

(LoD2-Daten) zum Einsatz. Den Gebäude-

modellen ist eine Gebäudefunktion zuge-

ordnet, die durch die spezifischeren Aus-

prägungen der tatsächlichen Nutzung prä-

zisiert wird. Auf dieser Grundlage kann 

zwischen Wohn- und Nichtwohngebäuden 

unterschieden werden. Als weitere Unter-

scheidung werden im Bereich der Wohnge-

bäude die IWU Gebäudetypen ermittelt.  

Dafür wird in folgende Gebäudetypen un-

terschieden, die in Abbildung 5 für die Ge-

meinde Lenting analysiert wurden: 

▪ Einfamilienhäuser 

Freistehendes Wohngebäude mit 1 

bis 2 Wohnungen, meist 2-geschos-

sig 

▪ Reihenhäuser 

Wohngebäude mit 1 bis 2 Wohnun-

gen als Doppelhaus, gereihtes 

Haus, meist 2-geschossig 

▪ Kleine Mehrfamilienhäuser 

Wohngebäude mit 3 bis 6 Wohnun-

gen 

▪ Große Mehrfamilienhäuser 

Wohngebäude mit 7 oder mehr 

Wohnungen 

 

 

 

Abbildung 5: Überwiegender IWU-Gebäudetyp auf Baublockebene. Quelle: eigene Darstellung 
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Ein prägendes Merkmal der Gemeinde 

Lenting ist der hohe Anteil an älteren Ge-

bäuden. Abbildung 6 zeigt die vorherr-

schenden Baualtersklassen auf Baublock-

ebene in einer georeferenzierten Darstel-

lung. Grundlage hierfür sind Zensus-Daten, 

die in Form von Rasterdaten vorliegen. 

In weniger dicht besiedelten oder gewerb-

lich genutzten Gebieten kann die Darstel-

lung durch eine gewisse Unschärfe beein-

flusst sein. Dennoch verdeutlicht die Ana-

lyse, dass über 70 % des Gebäudebestands-

vor 1987 errichtet wurden. Diese Gebäude 

entsprechen häufig nicht den heutigen 

energetischen Standards. 

Charakteristische Defizite sind unzu-

reichende Wärmedämmung von Fassaden, 

Dächern und Fenstern sowie veraltete 

Heizsysteme. Diese führen zu einem er-

höhten Energieverbrauch und wirken sich 

negativ auf die Energieeffizienz aus. Daher 

nimmt die energetische Sanierung des Alt-

bestands eine zentrale Rolle in der kom-

munalen Wärmeplanung ein. 

 

 

 

Abbildung 6: Überwiegende Baualtersklasse auf Baublockebene. Quelle: eigene Darstellung 
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Abbildung 7 zeigt eine standortbezogene 

Darstellung der Großverbraucher in 

Lenting. Die Firmen Kessel SE + Co. KG und 

Transalpine Ölleitung GmbH haben im Rah-

men der kommunalen Wärmeplanung Aus-

kunft über ihren Wärmebedarf sowie das 

erforderliche Temperaturniveau gegeben. 

Die Rückmeldungen zeigen, dass die Kessel 

SE + Co. KG Prozesswärme im Bereich von 

200-500 C° benötigt. Sobald die Prozess-

wärme > 200 C° genutzt wird, ist eine Nut-

zung von Wasserstoff zu betrachten und 

einzuplanen.

 

 

 

 

Abbildung 7: Standortbezogene Darstellung der Großverbraucher. Quelle: eigene Darstellung 
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3.3 Ergebnis der Eignungsprüfung 

Die Eignungsprüfung zeigt, dass in den 

Ortsteilen Wärmebedarfsschwerpunkte 

vorhanden sind. Diese Verdichtungsberei-

che weisen eine ausreichend hohe Wärme-

dichte auf, sodass der wirtschaftliche Be-

trieb von Wärmenetzen in diesen Gebieten 

grundsätzlich möglich erscheint. Darüber 

hinaus besteht durch die direkte Nähe zum 

geplanten Wasserstoffkernnetz potenziell 

eine Eignung der bestehenden Gasnetze 

für eine Umstellung auf Wasserstoff.  

Das Wasserstoffkernnetz bezeichnet ein 

zentrales Pipeline- und Speichernetzwerk, 

das den Transport und die Verteilung von 

Wasserstoff als nachhaltigen Energieträger 

zwischen Erzeugern, Speichern und Ver-

brauchern sicherstellt. Das Ergebnis der 

Eignungsprüfung ist demnach Abbildung 8 

zu entnehmen. Gebäude, die eine große 

Entfernung zu den Ortskernen und Gewer-

begebieten aufweisen, sind für die dezent-

rale Versorgung vorgesehen

 

 

 

Abbildung 8: Ergebnisdarstellung der Eignungsprüfung. Quelle: eigene Darstellung 

.  
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4 Bestandsanalyse 

Im Rahmen der Bestandsanalyse werden 

verschiedene Daten erhoben, um ein um-

fassendes Bild der aktuellen Wärmeversor-

gung und -nutzung in Lenting darzustellen. 

Dafür werden folgende Geodaten verarbei-

tet: 

▪ Gebäudemodelle (LoD2-Daten) 

▪ Tatsächliche Nutzung (ALKIS) 

▪ Baualtersklassen (Zensus 2011) 

Die Geodaten werden über das Landesamt 

für Digitalisierung, Breitband und Vermes-

sung bereitgestellt.  

Weitere Informationen über den aktuellen 

Energieverbrauch, die Art der Heizsys-

teme, die Energiequellen sowie Infra-

strukturdaten und Versorgungsleitungen 

werden direkt erhoben. Das Institut für 

nachhaltige Energieversorgung hat auf Ba-

sis der Systematik des Klimaschutz-Planers 

passgenaue Datenerhebungsbögen entwi-

ckelt. Durch die Zusammenarbeit mit ver-

schiedenen Akteuren konnten die erfor-

derlichen Daten erfasst werden. Die Bilan-

zierung wurde für das Kalenderjahr 2021 

vorgenommen. 

 

 

Dafür wurden insbesondere folgende Da-

tenquellen erhoben: 

▪ Stromnetzbetreiber:  

Bayernwerk Netz GmbH 

▪ Gasnetzbetreiber:  

Stadtwerke Ingolstadt 

▪ Kehrdaten:  

Landesamt für Statistik Bayern 

▪ Daten zu kommunalen Liegen-

schaften: 

Gemeinde Lenting 

In den folgenden Kapiteln werden zentrale 

Aspekte der infrastrukturellen Gegeben-

heiten in der Gemeinde Lenting behan-

delt. Zunächst wird die Versorgungsstruk-

tur analysiert. Anschließend wird der Ist-

Zustand mithilfe einer Energie- und Treib-

hausgasbilanz dargestellt. Die Energie- 

und Treibhausgasbilanz ist ein zentraler 

Schritt in der kommunalen Wärmeplanung, 

da sie eine detaillierte Bestandsanalyse 

ermöglicht. Die Ergebnisse der Be-

standsanalyse dienen als Grundlage für die 

Entwicklung effektiver Maßnahmen zur Re-

duktion von Emissionen und helfen dabei, 

den Fortschritt der Wärmewende systema-

tisch zu bewerten und zu steuern. 
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4.1 Versorgungsstruktur

Die Bestandsanalyse umfasst eine Untersu-

chung des Wärmebedarfs, die zeigt, wel-

che Anforderungen an die zukünftige Wär-

meversorgung gestellt werden. Darüber 

hinaus wird die Energieversorgungsinfra-

struktur untersucht, da sie eine zentrale 

Rolle für die Energieversorgung der 

Gemeinde spielt. Zudem wird die dezent-

rale Versorgung analysiert, die in Lenting 

von Bedeutung ist. Da in der Gemeinde 

Lenting bisher keine Wärmenetze existie-

ren, beeinflusst dies die Ausgangslage für 

die zukünftige Wärmeplanung maßgeblich

4.1.1 Wärmebedarf 

Der Wärmebedarf ist ein zentraler Aspekt 

der Bestandsanalyse, da er die Grundlage 

für die Entwicklung einer effizienten Wär-

meversorgungsstrategie bildet. In der Ge-

meinde Lenting wird der Wärmebedarf 

durch die Vielzahl an Wohngebäuden, ins-

besondere Einfamilienhäuser, und die an-

sässigen Gewerbebetriebe bestimmt. Die 

Ermittlung des Wärmebedarfs erfolgt auf 

Baublockebene, um eine räumlich diffe-

renzierte Darstellung der Wärmevertei-

lung zu ermöglichen. Die Analyse umfasst 

sowohl den Energieverbrauch für Raum-

wärme als auch für Warmwasser. Dadurch 

gelingt die Identifizierung von Hotspots 

mit besonders hohem Bedarf, die für zu-

künftige Maßnahmen zur Energieeffizienz-

steigerung oder dem Ausbau von Wärme-

netzen relevant sind. 

Einen hohen Einfluss auf den Wärmebedarf 

eines Gebäudes hat das Baujahr bzw. die 

Baualtersklasse. Die Einteilung in Baual-

tersklassen beruht auf baugeschichtlichen 

Entwicklungen, wie das Inkrafttreten von 

Verordnungen (z.B. 

Wärmeschutzverordnung und Energieein-

sparverordnung) [2]. Um dies zu berück-

sichtigen, werden den LoD2-Daten die 

Baualtersklassen der Zensus 2011-Daten zu 

Wohnungen und Gebäuden zugewiesen. 

Die Daten liegen deutschlandweit in einem 

100x100 m-Raster vor. Über Heizbedarfs-

kennwerte für Wohngebäude und deren 

Volumen werden den Gebäuden spezifi-

sche Heizbedarfe zugeordnet. Die Heizbe-

darfskennwerte sind dem Leitfaden Ener-

gieausweis [3] entnommen und berück-

sichtigen den Heizwärmebedarf von Wohn-

gebäuden in Kilowattstunden pro Quadrat-

meter und Jahr (kWh/m2·a).  

Eine genaue Erfassung der vorhandenen 

Wärmestrukturen hilft nicht nur bei der 

Entwicklung von Maßnahmen zur Reduzie-

rung des Wärmebedarfs, sondern zeigt 

auch Potenziale für den Einsatz erneuer-

barer Wärmequellen auf. 
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Abbildung 9: Wärmebedarf aggregiert in Lenting. Quelle: eigene Darstellung 

 

Abbildung 10: Baublockbezogene Darstellung der Wärmeverbrauchsdichte in Lenting. Quelle: eigene Darstel-
lung 
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In Abbildung 9 wird der aggregierte Wär-

mebedarf der Gemeinde Lenting darge-

stellt. Der Wärmebedarf spiegelt die bau-

liche Struktur der Gemeinde wider. Einen 

hohen Einfluss auf den Wärmebedarf eines 

Gebäudes hat das Baujahr bzw. die Baual-

tersklasse. Die Einteilung in Baualtersklas-

sen beruht auf baugeschichtlichen Ent-

wicklungen, wie das Inkrafttreten von Ver-

ordnungen (z.B. Wärmeschutzverordnung 

und Energieeinsparverordnung) [2].  

Um dies zu berücksichtigen, werden den 

LoD2-Daten die Baualtersklassen der Zen-

sus 2011-Daten zu Wohnungen und Gebäu-

den zugewiesen. Die Daten liegen deutsch-

landweit in einem 100x100 m-Raster vor. 

Über Heizbedarfskennwerte für Wohnge-

bäude und deren Volumen werden den Ge-

bäuden spezifische Heizbedarfe zugeord-

net (vgl. Abbildung 10). Die Heizbedarfs-

kennwerte sind dem Leitfaden 

Energieausweis [3] entnommen und be-

rücksichtigen den Heizwärmebedarf von 

Wohngebäuden in Kilowattstunden pro 

Quadratmeter und Jahr (kWh/m2·a) In Ab-

bildung 11 sind die Wärmeliniendichten in 

unterschiedlichen Farbintensitäten ange-

legt, die den Grad der Nachfrage visuali-

sieren: Von Rot für Gebiete mit höchstem 

Bedarf über Gelb für mittlere bis hin zu 

Grün für niedrige Wärmebedarfe. Diese 

farbliche Einteilung erleichtert eine 

schnelle Orientierung und gibt auf einen  

Blick Aufschluss über die Verteilung des 

Bedarfs. So lassen sich Zonen mit dichter 

Besiedelung oder höherer gewerblicher 

Nutzung, die typischerweise eine stärkere 

Wärmenachfrage aufweisen, leicht von 

weniger dicht besiedelten Gebieten unter-

scheiden. Es zeigt sich, dass nur verein-

zelte Straßenzüge in Lenting durch eine 

hohe Wärmeliniendichte herausstechen.

 

 

Abbildung 11: Wärmeliniendichten in Lenting. Quelle: eigene Darstellung 
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4.1.2 Energieinfrastruktur 

Die Abbildung 12 zeigt eine Karte mit der 

Energieversorgung in der Gemeinde 

Lenting. Sie beinhaltet die Standorte der 

erneuerbaren Stromerzeugung sowie einer 

KWK-Anlage. Aufgrund der geografischen 

Lage sind auf dem Gemeindegebiet keine 

Windenergieanlagen sowie Wasserkraftan-

lagen vorhanden. Der Verlauf des 

Mittelspannungsnetzes für den Transport 

elektrischer Energie ist ebenfalls darge-

stellt. Die Hochspannungs-Freileitungen 

verbinden die Gemeinde Lenting mit dem 

übergeordneten Stromnetz und spielen 

eine wichtige Rolle in der überregionalen 

Energieversorgung. 

 

 

 

Abbildung 12: Energieversorgung – Standorte von Biogasanlage, KWK-Anlage sowie Verlauf von Strom- und Gas-
netz. Quelle: eigene Darstellung 
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Strominfrastruktur 

Die Stromversorgung stellt eine zentrale 

Säule der Energieinfrastruktur in Lenting 

dar und ist von großer Bedeutung für die 

Wärmewende – insbesondere im Hinblick 

auf den zunehmenden Einsatz stromba-

sierter Heiztechnologien wie Wärmepum-

pen. Im Rahmen der Bestandsanalyse wird 

die vorhandene Strominfrastruktur in den 

Ortsteilen detailliert erfasst. Ein besonde-

rer Fokus liegt dabei auf der Belastbarkeit 

der Netze, um mögliche Engpässe 

frühzeitig zu erkennen, die etwa durch 

den verstärkten Betrieb von Wärmepum-

pen oder anderen elektrischen Heizsyste-

men entstehen könnten. Steigt der Strom-

bedarf, wird in der Regel ein Netzausbau 

notwendig, um die Kapazitäten entspre-

chend anzupassen und Überlastungen zu 

vermeiden. Diese Maßnahmen werden vom 

jeweiligen Netzbetreiber umgesetzt. Ab-

bildung 13 zeigt die Stromversorgung in 

der Gemeinde. 

 

 

 

Abbildung 13:Verlauf der Stromversorgung in Lenting. Quelle: eigene Darstellung 

 

  



Kommunale Wärmeplanung  
Lenting  

 

   INEV 26 

 

Gasinfrastruktur 

Die Gasversorgung spielt eine wesentliche 

Rolle in der Wärmebereitstellung der Ge-

meinde Lenting. Die Bestandsanalyse der 

Gasinfrastruktur umfasst eine detaillierte 

Erfassung der vorhandenen Gasleitungen, 

ihrer Verteilung sowie der Anschlussdichte 

in den verschiedenen Ortsteilen. Insge-

samt hat das Gasnetz eine Länge von rund 

23 Kilometern. Der Verlauf des Gasnetzes 

streckt sich über weite Teile des Ortes 

Lenting (vgl. Abbildung 14). Im Osten des 

Gemeindegebietes durchquert eine Erdgas 

Transportleitung der Transalpine Ölleitung 

GmbH die Gemeinde.  

Die Analyse der Gasinfrastruktur hilft nicht 

nur dabei, den aktuellen Versorgungsgrad 

zu bestimmen, sondern gibt auch Auf-

schluss über die Flexibilität und Anpas-

sungsfähigkeit des bestehenden Netzes im 

Hinblick auf zukünftige Transformations-

prozesse. Dies umfasst etwa die Möglich-

keit, Teile des Netzes für die Einspeisung 

von Biogas oder die Nutzung von grünem 

Wasserstoff umzurüsten. Eine solche Be-

wertung der bestehenden Gasinfrastruktur 

bildet somit eine wichtige Grundlage für 

die Planung einer langfristigen Dekarboni-

sierungsstrategie und die Optimierung der 

kommunalen Wärmeversorgung.  

 

 

 

Abbildung 14: Verlauf des Gasnetzes. Quelle: eigene Darstellung 
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4.1.3 Abwassernetze 

Im Rahmen der Wärmeplanung wird die 

Nutzung von Wärme aus Abwasserkanälen 

als innovativer Ansatz zur Steigerung der 

Energieeffizienz und zur Förderung nach-

haltiger Wärmeversorgungssysteme be-

trachtet. Der Fokus liegt auf den Abwas-

serkanälen mit einem Nenndurchmesser 

von mehr als 800 mm, da erst ab dieser 

Größe die technische Möglichkeit zur 

Nutzung der Abwärme aus dem Abwasser 

ausreichend und wirtschaftlich zielführend 

ist. Die Abwasserleitungen in Lenting mit 

einem Nenndurchmesser größer als 800 

mm sind in Abbildung 15 dargestellt. Die 

Analyse dieser Kanäle ist entscheidend, 

um das Potenzial für eine nachhaltige Wär-

meversorgung aus den vorhandenen Ab-

wassersystemen zu evaluieren.  

 

 

 

Abbildung 15: Abwasserleitungen mit einem Nenndurchmesser größer 800mm. Quelle: eigene Darstellung 
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4.1.4 Dezentrale Wärmeversorgung 

Die dezentralen Wärmeerzeuger wurden 

über das Landesamt für Statistik Bayern 

erhoben. Tabelle 3 gibt einen Überblick 

über die Anzahl der im Bilanzjahr 2021 be-

triebenen dezentralen Heizkessel. Öl-Kes-

sel über-wiegen mit 634, gefolgt von 597 

Erdgas-Kesseln.  

Flüssiggas und zentrale Holzheizungen 

spielen in der Wärmeversorgung bisher 

eine untergeordnete Rolle. Wärmepumpen 

sind nicht flächendeckend erfasst.  

 

Tabelle 3: Kesseltypen und Anzahl der dezentralen Wärmeerzeuger in Lenting. Quelle: eigene Darstellung 

Kesseltyp Anzahl   Kesseltyp Anzahl  

Öl 634  Pellets 57 

Erdgas 597  Hackschnitzel <5 

Scheitholz 18  Sonstige Biomasse  <5 

Flüssiggas 13    
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4.2 Energie- und Treibhausgasbilanz 

Die Energie- und Treibhausgasbilanzierung 

zeigt den aktuellen Energie- und Wärme-

verbrauch und die daraus resultierenden 

Treibhausgasemissionen in der Gemeinde 

auf. Mit der Bilanz lassen sich die größten 

Emissionsquellen und Potenziale für Ein-

sparungen identifizieren. 

4.2.1 Methodik 

Die Energie- und Treibhausgasbilanz für 

die Gemeinde Lenting wurde für das Jahr 

2021 nach der „Bilanzierungs-Systematik 

Kommunal“ (BISKO) erstellt. Der „Klima-

schutz-Planer“ des Klima-Bündnisses fasst 

die BISKO-Methodik in einer webbasierten 

Software zusammen. Ziel dieser Methodik 

ist, alle Endenergieverbräuche, die auf 

dem Gemeindegebiet anfallen, nach den 

folgenden Sektoren zu bilanzieren: 

▪ Kommunale Einrichtungen, 

▪ Private Haushalte, 

▪ Gewerbe, Handel und Dienstleis-

tungen, 

▪ Industrie sowie 

▪ Verkehr. 

Die sektorenscharfe Aufteilung der Ver-

brauchsdaten erhöht den Detaillierungs-

grad und ermöglicht die Erstellung der 

Energie- und Treibhausgasbilanz. „Indust-

rie“ umfasst produzierendes Gewerbe und 

Großverbraucher. In Lenting sind mit der 

Kessel AG und der Transalpine Ölleitung 

GmbH lediglich zwei Großverbraucher an-

sässig. „Gewerbe, Handel und Dienstleis-

tungen“ beinhaltet alle Verbräuche der 

kleineren Gewerbebetriebe wie Büros oder 

Einzelhandel.  

Nicht energiebedingte Emissionen der 

Land-, Forst- sowie Abfallwirtschaft wer-

den nach BISKO nicht bilanziert. Durch die 

Verrechnung der Endenergieverbräuche 

mit den entsprechenden Emissionsfakto-

ren der Energieträger werden die 

Treibhausgasemissionen (THG) pro Jahr in 

Tonnen CO2-Äquivalenten (tCO2eq) ausge-

wiesen. Dabei werden auch die Vorketten 

der Energieträger berücksichtigt [4].  

Abhängig von der Datenquelle wird im Kli-

maschutz-Planer eine Datengüte zugewie-

sen. Primärdaten aus Direkterhebungen 

weisen eine hohe Datenqualität auf. Se-

kundärdaten, die auf Vergleichs- oder 

Hochrechnungen basieren, haben eine ge-

ringere Datengüte, darunter fallen bei-

spielsweise Daten aus Modellen, wie dem 

Verkehrsmodell TREMOD (Transport-Emis-

sion Model). Die Datengüte der jeweiligen 

Werte sind im Klimaschutz-Planer gewich-

tet. Durch eine direkte Erhebung der Da-

ten wird die Aussagekraft der Energie- und 

Treibhausgasbilanz verstärkt. 

Im Klimaschutz-Planer sind Endenergiever-

bräuche und Emissionen des Straßen- und 

des Schienenverkehrs hinterlegt. Diese Da-

ten basieren auf dem Emissionsberech-

nungsmodell TREMOD des Instituts für 

Energie- und Umweltforschung Heidelberg 

(ifeu) [4], mit dem die Verbräuche des 

Verkehrs kommunenspezifisch abgebildet 

werden. 

Die Daten der kommunalen Liegenschaften 

wurden von der Gemeindeverwaltung er-

mittelt. Der Strom- und Erdgasverbrauch 

der Sektoren konnte über den Netzbetrei-

ber erhoben werden. Da für die Energie- 

und Treibhausgasbilanz der Gemeinde 

Lenting eine hohe Anzahl an Daten direkt 

erhoben werden konnten, weist die Bilanz 

eine hohe Datengüte auf. 
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4.2.2 Endenergieverbrauch nach Energieträger 

Der bilanzierte Endenergieverbrauch für 

die Gemeinde Lenting beträgt im 

Jahr 2021 insgesamt 197.116 MWh/a. Ab-

bildung 16 zeigt die Verteilung des End-

energieverbrauchs nach Energieträgern. 

Dies umfasst gemäß BISKO-Systematik alle 

Endenergieverbräuche im kommunalen 

Gebiet, also Wärme, Strom und Kraftstoffe 

aus dem Verkehrssektor Der Endenergie-

verbrauch wird mit 33,3 % von Diesel, ge-

folgt von 19,4 % Strom bestimmt.  

Danach folgt die Nutzung von Erdgas mit 

16,2 % und Benzin mit 15,7 %, gefolgt von 

Heizöl mit 8,1 %.  

Diese Übersicht verdeutlicht, dass das Ge-

meinde Gebiet von einem Autobahnab-

schnitt durchkreuzt wird. Im weiteren Ver-

lauf werden die Verbräuche im stationären 

Bereich (private Haushalte, Kommunale 

Einrichtungen, GHD und Industrie) weiter-

gehend erläutert.  

Aufgrund der Übersichtlichkeit werden 

Energieträger mit untergeordnetem Anteil 

im Bereich „Sonstige*“ zusammengefasst. 

 

 

 

 

* Sonstige (in absteigender Reihenfolge, jeweils < 1 %): Biobenzin, Umweltwärme, LPG, Nahwärme, CNG fossil, Flüssiggas, 

Heizstrom, Solarthermie, CNG bio 

Abbildung 16: Endenergieverbrauch nach Energieträgern. Quelle: eigene Darstellung 
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4.2.3 Treibhausgasemissionen nach Energieträgern 

Die gesamten Treibhausgasemissionen der 

Gemeinde Lenting betragen im Jahr 2021 

64.010 tCO2eq. Abbildung 17 zeigt den An-

teil der Emissionen im Strom-, Wärme und 

Verkehrssektor. Die Dominanz der Kraft-

stoffe hat sich bereits bei der Verteilung 

des Endenergieverbrauchs gezeigt. Durch 

den Strombezug werden 28,2 % der 

Emissionen ausgestoßen. Dagegen wurden 

lediglich 20,8 % der Emissionen durch die 

Wärmeversorgung ausgestoßen, was 

13.406 tCO2eq entspricht. Die Emissionen 

der Wärmeversorgung werden hauptsäch-

lich durch die Verbrennung von Erdgas 

(59,1 %) und Heizöl (37,9 %) verursacht. 

 

 

Abbildung 17: Treibhausgasemissionen nach Energieträgern. Quelle: eigene Darstellung 
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4.2.4 Wärmeverbrauch nach Energieträgern 

 

Bereits die Emissionen des Wärmever-

brauchs zeigen die Dominanz der fossilen 

Energieträger in der Wärmeversorgung. 

Der Wärmeverbrauch nach den Energieträ-

gern zeigt deutlicher, welche Rolle die er-

neuerbaren Energieträger in der Versor-

gung, da diese einen deutlichen Anteil des 

Verbrauchs decken, jedoch deutlich weni-

ger Emissionen ausstoßen, sodass deren 

Anteil an den Treibhausgasemissionen 

geringer ausfällt. So zeigt sich in Abbil-

dung 18, dass 9 % des Wärmeverbrauchs 

durch Biomasse in dezentralen Erzeugern, 

wie Pellet- oder Hackschnitzelkesseln, ge-

deckt wird. Umweltwärme beschreibt die 

Wärmemenge, die durch Wärmepumpen 

bereitgestellt wird. 

 

 

Abbildung 18: Wärmeverbrauch nach Energieträgern. Quelle: eigene Darstellung 
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4.2.5 Wärmeverbrauch aus erneuerbaren Energieträgern 

 

Aus der Zusammensetzung der Energieträ-

ger ergibt sich, dass der Anteil erneuerba-

rer Wärmeversorgung am gesamten Wär-

meverbrauch bei 11,0 % liegt (Abbildung 

19). Die Dekarbonisierung der Wärmever-

sorgung stellt damit ein hohes Treibhaus-

gasreduktionspotenzial dar. Zu den erneu-

erbaren Energieträgern zählen unter ande-

rem Biomasse, Solarthermie und Umwelt-

wärme. Im Bundesdurchschnitt im Jahr 

2021 sind 15,8 % der Wärmeerzeugung er-

neuerbar. Diesen Anteil erreicht die Ge-

meinde Lenting nicht, da über 89% der 

Wärmemenge aus fossilen Quellen erzeugt 

wird. Dabei wird nochmal deutlich, welche 

Notwendigkeit eine zeitnahe Dekarboni-

sierung der Energieträger hat. 

 

 

Abbildung 19: Anteil des erneuerbaren Wärmeverbrauchs. Quelle: eigene Darstellung 
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4.2.6 Wärmeverbrauch nach Sektoren 

Abbildung 20 zeigt die Verteilung des Wär-

meverbrauchs auf die betrachteten Sekto-

ren. Der größte Wärmeverbrauch ist dem 

Sektor Private Haushalte mit einem Anteil 

von 59 % am gesamten Wärmeverbrauch 

zuzuordnen. Der Sektor Industrie folgt mit 

einem Anteil von 23 % als zweitgrößter 

Wärmeverbraucher.  

Der Sektor Gewerbe, Handel, Dienstleis-

tungen beansprucht einen Anteil von 16 % 

des gesamten Wärme-verbrauchs. Kommu-

nale Einrichtungen weisen einen niedrigen 

Anteil von 2 % am Wärmeverbrauch auf. 

Die Verbrauchsstruktur ist auf die Struktur 

der Gemeinde zurückzuführen, die haupt-

sächlich Wohnbebauung widerspiegelt. 

 

Abbildung 20: Wärmeverbrauch nach Sektoren. Quelle: eigene Darstellung 
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4.2.7 Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien

Der erneuerbare Anteil an der Stromerzeu-

gung in der Gemeinde Lenting ist gering. 

Der bestehende Anteil erneuerbar erzeug-

ter Strom wird vor allem durch Freiflä-

chen-Photovoltaik erzielt. Erneuerbare 

Energien in Lenting haben bilanziell einen 

Anteil von 6 % am Gesamtstromverbrauch. 

Dieser Wert beläuft sich auf  37.739 

MWh/a.  

Die Abbildung 21 zeigt die Stromerzeugung 

aus erneuerbaren Energien. Photovoltaik 

(PV) sticht dabei mit der Erzeugung von  

2.387  MWh/a heraus. Der über die KWK-

Anlage erzeugte Strommenge ist unbe-

kannt und wird deshalb hier nicht aufge-

führt.  

 

 

 

 

Abbildung 21: Stromerzeugung aus erneuerbaren Energieträgern in Lenting im Bilanzjahr 2021. Quelle: eigene 
Darstellung 
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5 Potenzialanalyse 

Die Potenzialanalyse stellt einen zentralen 

Baustein der kommunalen Wärmeplanung 

dar und liefert wesentliche Erkenntnisse 

zur Realisierung einer klimaneutralen und 

ressourceneffizienten Wärmeversorgung. 

Zu Beginn der Analyse wird das Potenzial 

für die Errichtung und den Ausbau von 

Wärmenetzen bewertet, um deren Rolle in 

der zukünftigen Wärmeversorgung einzu-

schätzen. In diesem Kapitel wird zudem 

untersucht, welche natürlichen und infra-

strukturellen Ressourcen in der Gemeinde 

Lenting verfügbar sind und wie sie zur De-

ckung des zukünftigen Wärmebedarfs ge-

nutzt werden können. Im Fokus der Ana-

lyse stehen lokale Potenziale für erneuer-

bare Energien wie Solar- und Geothermie 

sowie für die Nutzung von Abwärme aus In-

dustrie und Gewerbe. Darüber hinaus wer-

den Optionen zur Reduktion des Wärmebe-

darfs und zur Effizienzsteigerung in Ge-

bäuden und Anlagen geprüft. 

Durch die umfassende Ermittlung und Be-

wertung dieser Potenziale schafft die Ana-

lyse die Grundlage für die Entwicklung ei-

nes Zielszenarios, das auf eine nachhaltige 

und emissionsarme Wärmeversorgung bis 

zum Jahr 2045 ausgerichtet ist.  

Die durchgeführten Potenzialanalysen ba-

sieren unter anderem auf 3D-Gebäudemo-

delldaten, den sogenannten LoD2-Daten 

(Level-of-Detail Stufe 2). Die georeferen-

zierten Darstellungen wurden aus den 

LoD2-Daten und weiteren Datenquellen, 

wie beispielsweise Geofachdaten oder O-

pen Source Projekten (OpenStreetMap) er-

stellt. Geofachdaten beschreiben georefe-

renziert fachspezifische Informationen. 

Die Potenzialhierarchie dient der systema-

tischen Einordnung von Energiepotenzia-

len nach ihrer Zugänglichkeit und Umsetz-

barkeit und ist in Abbildung 22 dargestellt.

 

Abbildung 22: Potenzialpyramide. Quelle: eigene Darstellung 
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Die Potenzialhierarchie gliedert sich in fol-

gende Potenziale: 

1. Maximales physikalisches (theoreti-

sches) Potenzial: Beschreibt das theo-

retisch maximale Energieangebot in ei-

ner Region, ohne Berücksichtigung 

technischer, wirtschaftlicher oder 

rechtlicher Einschränkungen.  

2. Technisches Potenzial: Gibt den Teil 

des maximal physikalischen Potenzials 

an, der durch den Einsatz der aktuell 

verfügbaren und wirtschaftlich ver-

tretbaren Technik erschlossen werden 

könnte. Dabei werden Verluste, tech-

nische Einschränkungen und infrastruk-

turelle Gegebenheiten berücksichtigt. 

3. Wirtschaftliches Potenzial: Umfasst 

den Anteil des technischen Potenzials, 

dessen Erschließung unter definierten 

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

als rentabel gilt. Wirtschaftliche Fak-

toren umfassen Investitionskosten, Be-

triebskosten, Energiepreise, Förder-

mittel und gewünschte Amortisations-

zeiträume. 

4. Erschließbares Potenzial: Beschreibt 

das tatsächlich umsetzbare Potenzial, 

das durch alle weiteren Einflussfakto-

ren begrenzt wird, wie etwa soziale 

Akzeptanz, politische Rahmenbedin-

gungen, rechtliche Vorgaben oder indi-

viduelle Präferenzen von Entschei-

dern.  

Hinweis: Das erschließbare Potenzial kann 

größer oder kleiner als das wirtschaftliche 

Potenzial sein, da politische Entscheidun-

gen Potenziale erschließbar machen kön-

nen, die rein wirtschaftlich nicht tragfähig 

wären. 

Im nachfolgenden werden technische Po-

tenziale ausgewiesen.
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5.1 Potenziale zur Nutzung erneuerbarer Energien 

5.1.1 Wärme 

Das Kapitel „Wärme“ der Potenzialanalyse 

widmet sich der Identifikation und Bewer-

tung aller relevanten Wärmequellen, die 

zur klimaneutralen Wärmeversorgung in-

nerhalb der Gemeinde Lenting beitragen 

können. Da der Wärmesektor maßgeblich 

zur Erreichung der lokalen und nationalen 

Klimaziele beiträgt, ist die Erschließung 

nachhaltiger Wärmequellen eine Kernauf-

gabe der kommunalen Wärmeplanung. Die 

nachfolgend untersuchten Wärmequellen 

umfassen eine Bandbreite von erneuerba-

ren Ressourcen bis hin zu innovativen 

Technologien, die einen zentralen Beitrag 

zur Reduktion fossiler Brennstoffe leisten 

können. 

Exkurs: Wärmepumpen 

Wärmepumpen sind eine bewährte Tech-

nologie zur Nutzung von Umweltwärme für 

Heizungszwecke. Sie entziehen der Umge-

bung thermische Energie und wandeln sie 

in nutzbare Wärme um. Dabei kommen 

verschiedene erneuerbare Wärmequellen 

infrage, darunter die Umgebungsluft, der 

Boden (Geothermie) sowie Wasser aus 

Grundwasser, Flüssen oder Seen. Auch in-

dustrielle Abwärme, Abwasser und Ab-

wärme aus Rechenzentren können als 

Energiequelle genutzt werden. 

Der Betrieb einer Wärmepumpe basiert auf 

einem thermodynamischen Kreisprozess 

mit vier Hauptkomponenten: 

1. Verdampfer: Die Wärmepumpe 

entzieht der Umweltwärmequelle 

Energie. Ein spezielles Arbeitsmit-

tel mit niedrigem Siedepunkt ver-

dampft dabei. 

2. Kompressor: Das dampfförmige Ar-

beitsmittel wird elektrisch verdich-

tet, wodurch Druck und Tempera-

tur steigen. 

3. Kondensator: Die aufgenommene 

Wärme wird an das Heizsystem 

abgegeben, wobei das Arbeitsmit-

tel kondensiert. 

4. Expansionsventil: Der Druck des 

Arbeitsmittels wird reduziert, es 

kühlt ab und kann im Verdampfer 

erneut Wärme aufnehmen. 

Sofern der für den Betrieb der Wärme-

pumpe genutzte Strom aus erneuerbaren 

Energien stammt, arbeitet das System 

emissionsfrei.Die Effizienz einer Wärme-

pumpe wird durch die Jahresarbeitszahl 

(JAZ) bewertet. Diese beschreibt das Ver-

hältnis zwischen der jährlich erzeugten 

Nutzwärme und der eingesetzten elektri-

schen Energie. Sie bildet Temperatur-

schwankungen der Umweltwärmequelle 

über das Jahr hinweg ab und gibt daher re-

alistische Aufschlüsse über die Effizienz. 

Im Gegensatz dazu beschreibt die Leis-

tungszahl (COP, Coefficient of Perfor-

mance) die Effizienz der Wärmepumpe un-

ter spezifischen, konstanten Betriebsbe-

dingungen, ohne saisonale Schwankungen 

zu berücksichtigen. 

Wärmepumpen arbeiten besonders effi-

zient, wenn folgende Bedingungen erfüllt 

sind: 

▪ Hohe und konstante Temperatur der 

Wärmequelle 

▪ Geringe Temperaturdifferenz zwi-

schen der Umweltwärmequelle und 

der benötigten Vorlauftemperatur des 

Heizsystems 

Moderne Wärmepumpen erreichen Jahres-

arbeitszahlen zwischen 2 und 5. Das be-

deutet, dass mit 1 kWh elektrischer Ener-

gie 2 bis 5 kWh Nutzwärme erzeugt werden 

können. Dabei wird jedoch keine zusätzli-

che Energie erzeugt, sondern lediglich die 

in der Umwelt vorhandene Wärme effi-

zient nutzbar gemacht.
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Luft-Wärmepumpe

Die Luft-Wärmepumpe ist eine bewährte, 

universelle Technologie, die Wärme aus 

der Umgebungsluft zum Heizen nutzbar 

macht 

Ein wesentlicher Vorteil von Luft-Wärme-

pumpen ist ihre Flexibilität und einfache 

Installation. Da die Umgebungsluft als 

Wärmequelle genutzt wird, benötigt eine 

Luft Wärmepumpe keine besondere Um-

weltwärmequelle, wie z. B. Erdwärme, 

oder Flusswasserwärme, welche von loka-

len Gegebenheiten abhängig sind, und 

kann somit universell eingesetzt werden. 

Auch kosten- und zeitaufwendige Arbeiten  

 

zur Erschließung der Wärmequelle, wie z. 

B. tiefe Erdarbeiten, werden zur Installa-

tion von Luft Wärmepumpen nicht benö-

tigt. 

Sie sind besonders effizient in milden Kli-

mazonen, da diese von weniger starken 

jahreszeitbedingten Temperaturdifferen-

zen betroffen sind und können sowohl für 

die Heizung als auch für die Kühlung von 

Räumen verwendet werden, indem sie die 

Betriebsweise umkehren. 

Aufgrund der geringen Restriktionen bietet 

die Luft-Wärmepumpe ein gutes Potenzial 

zur Nutzung von Umweltwärme in Lenting.

Oberflächennahe Geothermie

Oberflächennahe Geothermie nutzt die im 

Erdreich gespeicherte Wärme zur Behei-

zung von Gebäuden und zur Warmwasser-

bereitung. In der dezentralen Anwendung 

kommen verschiedene Systeme zum Ein-

satz, die sich hinsichtlich ihrer 

Funktionsweise und Effizienz unterschei-

den und in Abbildung 23 dargestellt wer-

den. Auch bei der oberflächennahen Ge-

othermie werden Wärmepumpen einge-

setzt, die das zur Verfügung stehende 

Temperarturniveau anheben. 

 

Abbildung 23: Funktionsprinzipien und Technologien der oberflächennahen Geothermie [6]. Quelle: eigene Dar-
stellung 
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Erdwärmekollektoren und -körbe nutzen 

die oberflächennahe Erdwärme, indem sie 

die Wärme des Erdreichs aufnehmen und 

über ein frostsicheres Wärmeträgerme-

dium, meist Glykol, zur Wärmepumpe lei-

ten. Während Kollektoren horizontal in 

wenigen Metern Tiefe verlegt werden, sind 

Körbe vertikal angeordnet und eignen sich 

besonders für Grundstücke mit begrenz-

tem Platz. Die Wärmepumpe erhöht die 

Temperatur der gewonnenen Wärme, um 

sie für die Heizung oder Warmwasserberei-

tung nutzbar zu machen. Erdwärmesonden 

erschließen die Erdwärme in größerer 

Tiefe (typischerweise bis zu 250 Meter), 

indem sie vertikale Bohrungen nutzen, 

durch die ein Wärmeträgermedium 

zirkuliert. Diese Systeme sind effizienter, 

da die Temperatur in tieferen Boden-

schichten konstanter bleibt, und eignen 

sich besonders für größere Gebäude oder 

bei höherem Wärmebedarf. Die Grundwas-

ser-Wärmepumpe nutzt die im Grundwas-

ser gespeicherte Wärme, indem Wasser 

aus einer Quelle entnommen, durch die 

Wärmepumpe geleitet und anschließend 

wieder in den Untergrund zurückgeführt 

wird. Dieses System kann besonders effi-

zient sein, wenn die Grundwasserquelle 

über eine konstante Temperatur verfügt. 

Mögliche Einsatzorte bzw. Gebiete mit be-

stimmten Auflagen und Restriktionen sind 

in Abbildung 24 zu sehen. 

 

Abbildung 24: Nutzungsmöglichkeiten von Grundwasserwärmepumpen in Lenting [6]. Quelle: eigene Darstel-
lung
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Oberflächennahe Geothermie bietet die 

Möglichkeit der Substitution von fossilen 

dezentralen Wärmeerzeugern. Die Ergeb-

nisse zur Nutzung von oberflächennaher 

Geothermie in Lenting lassen sich folgen-

dermaßen beschreiben:  

 

 

• Es bestehen Flächenrestriktionen auf-

grund beschränkter Gabbarkeit 

(vgl. Abbildung 25), durch Festge-

steinsbereiche im Untergrund und auf-

grund von Trinkwasserschutzgebieten 

• Der Großteil des Gemeindegebietes 

eignet sich für eine Nutzung von ober-

flächennaher Geothermie in Lenting 

 

Abbildung 25: Grabbarkeit in Lenting [6]. Quelle: eigene Darstellung 

Tiefe Geothermie 

Tiefe Geothermie bezeichnet die Nutzung 

von Erdwärme aus Tiefen von mehr als 400 

Metern bis zu mehreren Kilometern unter 

der Erdoberfläche. In diesen Erdschichten 

herrschen aufgrund des geothermischen 

Gradienten – das heißt der natürlichen 

Temperaturzunahme mit zunehmender 

Tiefe – Temperaturen von 60 °C bis über 

150 °C. Diese Wärme kann durch den Ein-

satz spezieller Bohrtechnologien erschlos-

sen und über Wärmetauscher an die Ober-

fläche gebracht werden. 

Das Verfahren der tiefen Geothermie nutzt 

entweder Thermalwasser, welches in den 

tiefen Erdschichten zirkuliert, oder heißes 

Gestein als Wärmequelle. Mithilfe eines 

geschlossenen Kreislaufs wird die Wärme 

aus diesen Schichten an die Oberfläche ge-

fördert und für die Beheizung von Gebäu-

den und Industrieanlagen nutzbar ge-

macht. Die Wärme wird in der Regel durch 

Wärmetauscher auf ein sekundäres Wär-

menetz übertragen, in dem sie verteilt 

wird. 

Geothermale Quellen können bei besonde-

ren geologischen und geothermischen Be-

schaffenheiten des Erdreichs genutzt wer-

den. Diese liegen beispielsweis im Molas-

sebecken im Süden von Bayern vor.  

Lenting liegt nicht in einem Nutzungsge-

biet für thermale Wärmegewinnung [5]. 

Daher wird dieses Potenzial nicht weiter 

betrachtet. 



Kommunale Wärmeplanung  
Lenting  

 

   INEV 42 

 

Flusswärme 

Flusswärme beschreibt die Nutzung von 

Wärmeenergie, die in Fließgewässern ge-

speichert ist, zur Beheizung von Gebäuden 

oder zur Einspeisung in ein Wärmenetz. 

Diese Technologie nutzt den Temperatur-

unterschied zwischen Wasser und Luft, ins-

besondere während der kälteren Monate, 

um Wärme aus dem Flusswasser zu entzie-

hen. Mithilfe von Wärmetauschern und 

Wärmepumpen wird diese Energie auf ein 

nutzbares Temperaturniveau angehoben 

und zur Wärmeversorgung eingesetzt. 

Der Prozess ist besonders umweltfreund-

lich, da die Wärmegewinnung emissions-

frei ist und keine nennenswerten Eingriffe 

in das Flusssystem erfordert. Die Techno-

logie eignet sich besonders für städtische 

oder dicht bebaute Gebiete in der Nähe 

großer Fließgewässer. 

Für die Nutzung von Flusswärme sind Fließ-

gewässer mit ausreichendem Volumen und 

konstanter Wasserführung erforderlich, 

um über das gesamte Jahr hinweg eine 

stabile Wärmeentnahme sicherzustellen.  

Allerdings gestaltet sich die Nutzung der 

Wärme aus Fließgewässern in Lenting als 

wenig praktikabel. Aufgrund der weitläufi-

gen Bebauung, des Fehlens klar definierter 

Wärmebedarfszentren und der damit ver-

bundenen fehlenden Effizienz von Wärme-

netzen ist der bauliche Aufwand im Ver-

hältnis zur wirtschaftlichen Nutzbarkeit 

nicht gerechtfertigt. Eine Anwendung 

wäre allenfalls im Rahmen spezifischer 

Einzellösungen sinnvoll. 

 

 

 

Solarthermie 

Solarthermie wandelt solare Strahlung in 

nutzbare Wärme um. Kollektoren fangen 

Sonnenlicht ein und erzeugen Wärme, die 

zur Gebäudeheizung, Wassererwärmung 

oder Einspeisung ins Wärmenetz genutzt 

werden kann. 

Zur kommunalen Wärmeversorgung eignen 

sich insbesondere Aufdach-Anlagen und 

Freiflächenanlagen. Beide Optionen haben 

spezifische Vorteile und Einsatzbedingun-

gen: 

1. Freiflächen-Solarthermie: Diese Anla-

gen benötigen große, unbeschattete 

Flächen und sind besonders geeignet, 

wenn sie in Verbindung mit Wärme-

speichern und Wärmenetzen betrieben 

werden. Die Speicherung der erzeug-

ten Wärme ermöglicht eine flexible 

und bedarfsorientierte Nutzung, auch 

zu Zeiten geringer Sonneneinstrah-

lung. Ein solcher Aufbau bietet sich für 

kommunale oder großflächige Wohn-

projekte an, setzt jedoch die Verfüg-

barkeit eines Wärmenetzes voraus. 

2. Dachflächen-Solarthermie: Auf Dach-

flächen kann Solarthermie auf Wohn- 

und Gewerbegebäuden installiert wer-

den. Dachflächen bieten oft eine hohe 

Verfügbarkeit für die Installation von 

Solarkollektoren, konkurrieren jedoch 

häufig mit Photovoltaikanlagen, die 

Sonnenenergie in Strom umwandeln. 

Diese Konkurrenz führt oft zu Abwä-

gungen zwischen Wärme- und Strom-

nutzung auf demselben Dach, je nach 

lokalen Energiebedarfen und vorhan-

denen Förderprogrammen. 
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Das solarthermische Potenzial basiert auf 

den Untersuchungen der Geodaten [6]. So 

können spezifische Erträge für die Dachflä-

chen in Lenting bei Nürnberg ausgewiesen 

werden. In die Betrachtung gehen fol-

gende Annahmen ein: 

▪ Nördlich ausgerichtete Dachflächen 

werden nicht betrachtet 

▪ Belegbare Dachfläche geneigter Dä-

cher: 70 % 

▪ Belegbare Dachfläche Flachdächer: 

50 % 

▪ Wirkungsgrad: 45 % 

▪ Globalstrahlung Jahressumme [5]: 

1.075 kWh/m2 

▪ 20 % des maximalen Potenzials wird 

als technisches Potenzial betrachtet 

Diese Methodik liefert eine Abschätzung 

des Solarthermie-Potenzials auf den Dach-

flächen von Lenting und bietet eine Grund-

lage für die Integration dieser Energie-

quelle in das kommunale Wärmekonzept. 

Die Ergebnisse zeigen, dass Solarthermie 

auf Dachflächen in Lenting einen signifi-

kanten Beitrag zur dezentralen Wärmever-

sorgung leisten kann. Eine Darstellung des 

Solarthermie Potenzials auf Dachflächen 

ist in Abbildung 26 zu sehen. 

Für Lenting ergibt sich ein erwartbarer 

Jahresertrag in Höhe von 82.300 MWh, der 

durch Solarthermie auf Dachflächen er-

zeugt werden könnte.  

 

 

 

Abbildung 26: Ertragspotenzial für Solarthermieanlagen auf Dachfläche. Quelle: eigene Darstellung 
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Biomasse 

Biomasse umfasst eine breite Palette orga-

nischer Materialien wie Holz, pflanzliche 

Abfälle und landwirtschaftliche Produkte 

und dient als vielseitige Quelle erneuerba-

rer Energie. Die energetische Nutzung von 

Biomasse erfolgt durch Verbrennung, Ver-

gasung oder Fermentation, um Wärme und 

Strom zu erzeugen oder Bioenergieträger 

wie Biogas oder Biodiesel zu produzieren. 

In der Gemeinde Lenting spielt die Nut-

zung von Biomasse in den bestehenden 

Wärmenetzen eine Rolle.  

Zudem stellt Holz eine bedeutende Bio-

massequelle dar, deren Bedeutung jedoch 

stark von regionalen Gegebenheiten ab-

hängt. Grundsätzlich ist sicherzustellen, 

dass die Holzentnahme die Regenerations-

fähigkeit der Wälder nicht übersteigt, um 

die nachhaltige Nutzung zu gewährleisten. 

Im Rahmen der Potenzialanalyse wurde 

das theoretische Potenzial der Biomasse-

nutzung untersucht. Die Untersuchung ist 

in Abbildung 27 dargestellt und bezieht 

sich auf die landwirtschaftlichen Flächen 

für Grünland und Ackerland.  

Es wird empfohlen, für die energetische 

Nutzung vorrangig Reststoffe wie Schnitt-

gut, Restholz und andere landwirtschaftli-

che Abfälle heranzuziehen, das nutzbare 

Potenzial fällt dementsprechend niedrig 

aus.  

Die Ergebnisse des Biomassepotenzials für 

Lenting lassen sich wie folgt zusammenfas-

sen:  

• Die Potenzialanalyse zeigt ein hohes 

Potenzial der Biomassenressourcen im 

Gemeindegebiet von Lenting 

• Biomasseressourcen stehen in Konkur-

renz zu beispielsweise Nahrungs- und 

Futtermittelanbau  

 

 

Abbildung 27: Biomassepotenzial in Lenting. Quelle: eigene Darstellung 
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Wasserstoff 

Die Gemeinde Lenting liegt nicht weit ent-

fernt zum geplanten Wasserstoff-Kern-

netz, das durch das in der Nähe befindli-

che Ingolstadt verlaufen soll. Der Einsatz 

von Wasserstoff im Gebäudesektor ist zum 

aktuellen Zeitpunkt weder wirtschaftlich 

sinnvoll noch absehbar. Die Fortschreibung 

der nationalen Wasserstoffstrategie stuft 

den Einsatz von Wasserstoff in der dezent-

ralen Wärmeversorgung als nachrangig 

ein, da der begrenzt verfügbare grüne 

Wasserstoff vor allem in Industrie und 

Transport benötigt wird, wo er nur schwer 

durch andere Energieträger zu ersetzen 

ist. Die starke Nutzungskonkurrenz in die-

sen Bereichen sowie die aktuell hohen 

Wasserstoffpreise verhindern eine ren-

table Nutzung im Wärmesektor.  

Eine lokale Wasserstoffproduktion in 

Lenting kann durchaus angestrebt werden. 

Nachdem die Industrie rund 23 % des Wär-

mebedarfs der Gemeinde benötigt, ist 

eine wirtschaftlich lokale Wasserstoffer-

zeugung und -nutzung zu erwarten. Inwie-

fern die lokale Produktion und Nutzung ge-

staltet wird, hängt vor allem von den ener-

gieintensiven Unternehmen ab, die hohe 

Temperaturen für Ihren Betrieb benöti-

gen. Wenn ausreichend Wasserstoffbedarf 

vorhanden ist, sollte in den nächsten 

Schritten über eine gemeinsame Vorge-

hensweise seitens Energieversorger, Un-

ternehmen und Gemeinde nachgedacht 

werden. 

Um die Möglichkeit einer Wasserstoffnut-

zung zukünftig neu bewerten zu können, 

ist es notwendig, die Entwicklungen der 

Wasserstoffverfügbarkeit und -preise bei 

der Fortschreibung des Wärmeplans er-

neut zu betrachten. Alternativen wie an-

dere erneuerbare Energiequellen bleiben 

vorerst im Fokus der kommunalen Wärme-

versorgung. 

Das Wasserstoffpotenzial in Lenting lässt 

sich folgendermaßen zusammenfassen: 

▪ Wasserstoff ist für den Wärmesek-

tor in Lenting aktuell weder wirt-

schaftlich noch realistisch nutz-

bar. 

▪ Eine lokale Wasserstoffproduktion 

sollte durch ein Zusammenspiel 

von lokalen Unternehmen, heimi-

schen Energieversorgern und der 

Kommune gemeinsam analysiert 

werden. 

Bei der Fortschreibung des Wärmeplans ist 

eine neue Beurteilung des Wasserstoffpo-

tenzials erforderlich. 

 

 



Kommunale Wärmeplanung  
Lenting  

 

   INEV 46 

 

5.1.2 Strom 

Die Sektorenkopplung von Strom- und Wär-

memarkt ist ein wesentlicher Ansatz zur 

Dekarbonisierung der Wärmeversorgung.  

Durch die Elektrifizierung der Wärmever-

sorgung kann Strom aus erneuerbaren 

Quellen wie Wind- und Solarenergie für die 

Erzeugung erneuerbarer Wärme genutzt 

werden, z. B. durch den Einsatz von Wär-

mepumpen.  

Langfristig unterstützt eine umfassende 

Sektorenkopplung nicht nur den Ausbau  

 

der erneuerbaren Energien, sondern trägt 

auch zur Flexibilisierung des Stromnetzes 

bei. Besonders bei einer hohen Verfügbar-

keit von Wind- oder Solarstrom kann über-

schüssige Energie in Wärme umgewandelt 

und in Speichern bevorratet werden. Dies 

entlastet das Stromnetz und fördert die In-

tegration der erneuerbaren Energien in die 

Energieversorgung. Im Folgenden werden 

die Potenziale von Photovoltaik und Wind-

kraft näher betrachtet

Photovoltaik  

Photovoltaik ist eine Technologie zur Um-

wandlung von Sonnenlicht in elektrische 

Energie mittels Solarzellen. Diese Zellen 

bestehen in der Regel aus Halbleitermate-

rialien wie Silizium, die den photovoltai-

schen Effekt nutzen: Trifft Sonnenlicht auf 

die Zellen, werden Elektronen angeregt 

und erzeugen eine Gleichspannung. Diese 

Energie kann direkt genutzt, in Batterien 

gespeichert oder über Wechselrichter in 

Wechselstrom umgewandelt werden, um 

elektrische Geräte zu betreiben oder ins 

öffentliche Stromnetz eingespeist zu wer-

den. 

PV-Anlagen gibt es in verschiedenen For-

men und Größen, von kleinen Anlagen auf  

 

 

Hausdächern bis hin zu großen Solarparks. 

Die Effizienz der Stromerzeugung hängt 

von Faktoren wie Sonneneinstrahlung, Nei-

gungswinkel der Module und Temperatur 

ab. Moderne Entwicklungen in der Photo-

voltaik verbessern kontinuierlich die Ener-

gieausbeute und Lebensdauer der Module. 

Zudem spielt Photovoltaik eine Schlüssel-

rolle in der Energiewende, da sie eine 

nachhaltige, emissionsfreie Stromerzeu-

gung ermöglicht. 

Die Priorisierung von Photovoltaik ergibt 

sich aus der fortschreitenden Elektrifizie-

rung des Wärmesektors – insbesondere 

durch den verstärkten Einsatz von Wärme-

pumpen – sowie dem wachsenden Strom-

bedarf im Verkehrssektor. 

PV-Freifläche 

Die Installation von Photovoltaikanlagen 

auf Freiflächen bietet eine Möglichkeit zur 

Erzeugung von Strom aus erneuerbaren 

Energien. Durch die Installation von PV-

Freiflächenanlagen können bislang brach-

liegende oder anderweitig genutzte Flä-

chen für die Energieerzeugung gewonnen 

werden. 

Es bedarf einer sorgfältigen Standortwahl, 

um Landschafts- und Umweltbelange zu  

 

berücksichtigen, sowie Energieerzeugung 

mit Umweltschutz in Einklang zu bringen. 

Um das Potenzial für die Installation von 

PV-Freiflächenanlagen zu bestimmen, 

wurden zunächst die geeigneten Standorte 

nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz 

2023 definiert, darunter fallen Konversi-

onsflächen, Seitenstreifen entlang von Au-

tobahnen und Schienen, sowie bestimmte 

Acker- und Grünflächen in benachteiligten 

Gebieten.  
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Jedoch gibt es Einschränkungen für die 

Nutzung dieser potenziell geeigneten Flä-

chen, die entweder die Errichtung von An-

lagen unwahrscheinlich machen (harte 

Restriktionen) oder mit bestimmten Aufla-

gen verbunden sind (weiche Restriktio-

nen). 

Um zu ermitteln, welche dieser Flächen 

tatsächlich genutzt werden können, wur-

den sowohl die potenziell geeigneten 

Standorte als auch die eingeschränkten 

Flächen räumlich abgegrenzt. Dazu wur-

den den Kriterien Geodaten zugeordnet, 

die Angaben zu Herkunft, Aktualität und 

zu möglichen Einschränkungen enthalten. 

Zur Umwandlung von linearen Daten in Flä-

chendaten wurden Flächenpuffer verwen-

det und Mindestabstände zu Gebäuden 

oder Gewässern berücksichtigt. Aus-

schlussflächen (Flächen mit harten Rest-

riktionen) werden kein Potenzial zugewie-

sen.  

Als Ausschlussflächen gelten: 

▪ Flora-Fauna-Habitat-Gebiete 

▪ Vogelschutzgebiete 

▪ Landschaftsschutzgebiete 

▪ Biotope 

▪ Siedlungsgebiete 

▪ Freizeiteinrichtungen (Parks) 

▪ Bewaldete Gebiete und Gewässer 

▪ Verkehrsflächen und Schienenwege 

Es gibt jedoch einige Kriterien, die nicht in 

die Analyse einbezogen werden konnten, 

entweder weil keine entsprechenden Da-

ten verfügbar waren oder aufgrund von Da-

tenschutz- bzw. Sicherheitsbedenken. 

Dazu gehören Aspekte wie Artenschutz, 

Altlasten, geplante Bauprojekte und regi-

onale Planungen.

 

Abbildung 28: Photovoltaikpotenzial auf Freiflächen. Quelle: eigene Darstellung  
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Alle Flächen, die weder als Ausschlussflä-

chen noch als geeignet gelten, sind als "po-

tenziell geeignet" gekennzeichnet. Aktu-

elle Eigentumsverhältnisse werden bei der 

Kategorisierung der Flächen nicht berück-

sichtigt. 

Nach der Ermittlung und Kategorisierung 

der Flächen wird das Potenzial für die ge-

eigneten Flächen ermittelt. Dafür wurden 

folgende Annahmen getroffen: 

▪ Ausschluss von Flächen kleiner 1 ha 

▪ Installierbare PV-Freiflächenleistung 

je Hektar 1.000 kWp 

▪ Ausrichtung: Südausrichtung mit 25° 

Aufständerung 

Die Abbildung 28 zeigt das PV-Freiflächen-

potenzial in Lenting. Dabei gelten türkise 

Flächen als geeignet und dunkelgrüne Flä-

chen als potenziell geeignet.  

Die Ergebnisse lassen sich wie folgt zusam-

menfassen: 

Zubau auf geeigneten Flächen: 

• Installierbare Leistung:  

144 MWp 

• Erwartbarer Jahresertrag:  

143.100 MWh/a 

PV-Dachfläche 

Für die Bewertung des PV-Potenzials auf 

Dachflächen werden, wie bei der Solar-

thermie, die Gebäudemodelle des Landes-

amts für Vermessung (LoD2-Daten) heran-

gezogen. Basierend auf der Beschreibung 

der Dachflächen, sowie der Ausrichtung 

und Neigung können spezifische installier-

bare Leistungen und erwartbare Jahreser-

träge ausgewiesen werden. Die Analyse 

des PV-Potenzials auf Dachflächen ist Ab-

bildung 29 zu entnehmen. 

 

Abbildung 29: Photovoltaikpotenzial auf Dachflächen. Quelle: eigene Darstellung 
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Für die Potenzialberechnung werden fol-

gende Annahmen getroffen: 

▪ Nördlich ausgerichtete Dachflächen 

werden nicht betrachtet 

▪ Besondere Dachformen wie, Kuppeln, 

Kegeldächer oder ähnliches werden 

nicht betrachtet 

▪ Belegbare Dachfläche geneigter Dach-

flächen: 70 % 

▪ Belegbare Dachflächen von Flachdä-

chern: 50 % 

▪ Wirkungsgrad: 20 % 

▪ Globalstrahlung Jahressumme [5]: 

1.075 kWh/m2 

In Lenting liegt das erwartete jährliche Er-

tragspotenzial der Dachflächen bei 

28.850 MWh. Wird auf 20 % der verfügba-

ren Flächen Solarthermie installiert, bleibt 

für Photovoltaik ein Ertrag von 23.100 

MWh im Jahr. 

Wind 

Die Windkraft stellt eine der zentralen 

Säulen der erneuerbaren Energieerzeu-

gung dar und spielt eine bedeutende Rolle-

le in der Energiewende. Windkraftanlage-

gen wandeln die kinetische Energie des 

Windes in elektrische Energie um, indem 

sie große Rotorblätter in Bewegung verset-

zen. Diese Rotoren sind mit einem Gene-

rator verbunden, der die mechanische 

Energie in Strom umwandelt. Die Effizienz 

und Energieausbeute einer Windkraftan-

lage hängen von verschiedenen Faktoren 

ab, darunter die Windgeschwindigkeit, die 

Höhe der Nabe und die Größe der Anlage. 

Eine optimale Standortwahl ist 

entscheidend, um die besten Windverhält-

nisse zu nutzen und eine hohe Stromaus-

beute zu gewährleisten. 

In Lenting wurde das Potenzial für den 

weiteren Ausbau der Windenergie unter-

sucht, um die Möglichkeiten zur Nutzung 

dieser Ressource im Rahmen des kommu-

nalen Wärmeplans zu bewerten.  

Weder die Fortschreibung des Regional-

plans noch die Sonderflächen für Wind-

kraft im Gemeindegebiet sehen Potenzial 

für eine Errichtung von Windenergieanla-

gen in Lenting vor. 
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5.2 Effizienzpotenziale 

Im Rahmen der Effizienzpotenziale wird 

untersucht, wie durch gezielte Maßnah-

men zur Steigerung der Energieeffizienz in 

der Wärmeversorgung signifikante Einspa-

rungen bei Verbrauch und Emissionen 

erzielt werden können. In den folgenden 

Unterkapiteln werden zwei zentrale An-

satzpunkte betrachtet: die Sanierung von 

Gebäuden und der Einsatz von Kraft-

Wärme-Kopplung (KWK)

5.2.1 Sanierung 

Die Sanierung von Wohn- und Gewerbeim-

mobilien stellt einen Ansatz dar, um den 

Heizbedarf zu reduzieren und die Abhän-

gigkeit von fossilen Brennstoffen zu verrin-

gern. Durch gezielte Maßnahmen, wie die 

Verbesserung der Wärmedämmung, kann 

der Energieverbrauch gesenkt werden. 

Das Wärmekataster ermöglicht die Bewer-

tung der Energieeffizienz des Gebäudebe-

stands, indem es unter anderem die Bau-

altersklassen der Gebäude berücksichtigt. 

Diese Baualtersklassen geben Aufschluss 

über den energetischen Zustand der Ge-

bäude, da sich die baulichen Standards 

über die Jahrzehnte erheblich verändert 

haben. Beispielsweise waren Gebäude, die 

vor 1970 errichtet wurden, in der Regel 

nur unzureichend gedämmt und mit ein-

fach verglasten Fenstern ausgestattet. Im 

Laufe der Zeit haben verbesserte Vor-

schriften (z. B. Wärmeschutzverordnung, 

Energieeinsparverordnung) und die Ent-

wicklung moderner Baustoffe die Energie-

effizienz von Gebäuden deutlich erhöht. 

Für die Ausweisung des Energieeinsparpo-

tenzials wird davon ausgegangen, dass die 

Wohngebäude auf den Effizienzhausstan-

dard 70 (EH70) gemäß der Förderrichtlinie 

„Bundesförderung für effiziente Gebäude“ 

saniert werden (vgl. Tabelle 4) 

Zur energetischen Bewertung der Wohnge-

bäude wird das Wärmekataster herangezo-

gen, und anhand einer Szenarioanalyse 

werden zwei Entwicklungsszenarien bis 

zum Zieljahr 2045 untersucht. Dabei dient 

das Gebäudeenergiegesetz (GEG) als 

Grundlage für die Bewertung.  

 

Tabelle 4: Ausführung der Gebäudehülle des Referenzgebäudes nach GEG 2024. Quelle: eigene Darstellung 

Bauteil 
U-Wert des Referenzgebäudes 

nach GEG  

Dach 0,20 W/m²K 

Außenwand 0,28 W/m²K 

Außentüren 1,8 W/m²K 

Fenster 1,3 W/m²K 

Bodenplatte (gegen Erdreich) 0,35 W/m²K 
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Im Wärmekataster werden den 3D-Gebäu-

demodellen Wärmebedarfe zugeordnet. 

Basierend darauf wird die Kubatur der Be-

standsgebäude vereinfacht dargestellt, 

und den Modellflächen wie Wänden, Fens-

tern und Dächern werden Standard-U-

Werte entsprechend dem GEG zugewie-

sen. So wird der Wärmebedarf für ein Re-

ferenzgebäude nach den GEG-Vorgaben 

modelliert (die verwendeten U-Werte sind 

in Abbildung 30 aufgeführt). Für die Model-

lierung der sanierten Gebäude wird eine 

Einsparung von 30 % des Wärmebedarfs ge-

genüber dem GEG-Referenzgebäude ange-

nommen, wodurch der Verbrauch des sa-

nierten Gebäudes auf 70 % des  

Referenzgebäudes sinkt. Dies entspricht 

dem Effizienzhausstandard 70. Die Aus-

wahl der zu sanierenden Gebäude erfolgt 

mithilfe einer Exponentialverteilung, die 

von der Baualtersklasse abhängt. Dadurch 

werden ältere Gebäude mit hohem Ener-

giebedarf bevorzugt saniert. Dieser Ansatz 

gewährleistet eine realistische Abbildung 

der Sanierungsprioritäten. Abbildung 30 

zeigt die Häufigkeitsverteilung der sanier-

ten Gebäude in den verschiedenen Baual-

tersklassen. Bei einer jährlichen Sanie-

rungsrate von 5 % entfallen somit bei-

spielsweise 52 % der sanierten Gebäude 

auf die Baualtersklasse 1, 25 % auf die Bau-

altersklasse 2 usw. 

Der Wärmebedarf beträgt im Betrach-

tungsjahr 2021 der privaten Haushalte in 

Lenting 54.788 MWh. Für die Berechnung 

dieses Potenzials wurden zwei Szenarien 

entwickelt, die sich in der Sanierungsrate 

unterscheiden. Die prozentuale, jährliche 

Sanierungsrate gibt an, welcher Prozent-

satz der Anzahl an Wohngebäuden inner-

halb eines Jahres energetisch saniert wird. 

 

 

Abbildung 30: Verteilung der Sanierungsraten nach Baualtersklasse. Quelle: eigene Darstellung 

 

 

 

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

BAK1 (bis
1919)

BAK2
(bis 1948)

BAK3
(bis 1978)

BAK4
(bis 1986)

BAK5
(bis 1990)

BAK6
(bis 1995)

BAK7
(bis 2000)

BAK8
(bis 2004)

BAK9
(bis 2008)

Sa
n
ie
ru
n
gs
w
ah
rs
ch
ei
n
lic
h
ke
it



Kommunale Wärmeplanung  
Lenting  

 

   INEV 52 

 

 

 

Das Szenario 1 (vgl. Abbildung 31), ver-

deutlicht die Entwicklung des Wärmebe-

darfs der privaten Haushalte bei einer Sa-

nierungsrate von 5 %. Die Abbildung zeigt 

eine kontinuierliche Verringerung des Wär-

mebedarfs bis 2045. Bis dahin wurden die 

energetisch schlechtesten Gebäude 

saniert, sodass die Einsparungen ab diesem 

Jahr vernachlässigbar gering sind.  

Bei einer Sanierungsrate von 5 % können 

bis zum Jahr 2045 etwa 37.000 MWh/a ein-

gespart werden, sodass im Zieljahr von ei-

nem Wärmebedarf von 17.500 MWh ausge-

gangen wird. 

  

Abbildung 31: Szenario 1: jährlich 5 % energetische Sanierung des Wohngebäudebestands bis 2045. Quelle: ei-
gene Darstellung 

Das Szenario 2 basiert auf einer jährlichen 

Sanierungsrate von 1,5 %. Diese Sanie-

rungsrate ist ebenfalls ambitioniert, aber 

durchaus realistisch umzusetzen.  

 

Dieses Szenario ermöglicht eine Wärme-

einsparung von 27 % bis 2045. Im Jahr 2045 

können 15.000 MWh im Vergleich zum Be-

trachtungsjahr eingespart werden 

(vgl. Abbildung 32). 

 

Abbildung 32: Szenario 2: jährlich 1,5 % energetische Sanierungen des Wohngebäudebestands bis 2045.  
Quelle: eigene Darstellung
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5.2.2 KWK

Die Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) ist eine 

effiziente Technologie zur gleichzeitigen 

Erzeugung von Strom und Wärme aus einer 

einzigen Energiequelle. Die Funktions-

weise basiert darauf, dass bei der Erzeu-

gung von elektrischem Strom in einem Ge-

nerator, der durch eine Verbrennungsan-

lage oder eine andere Energiequelle be-

trieben wird, auch Wärme entsteht. Diese 

Wärme, die bei herkömmlichen Kraftwer-

ken oft ungenutzt in die Umwelt abgege-

ben wird, wird in KWK-Anlagen dem Pro-

zess entnommen und gezielt zur Beheizung 

von Gebäuden oder zur Warmwasserberei-

tung genutzt. Dadurch wird der Gesamt-

wirkungsgrad erheblich gesteigert.  

Ein Ansatz zur weiteren Effizienzsteige-

rung von KWK-Anlagen ist die Integration 

von intelligenten KWK-Systemen (iKWK). 

Diese Systeme optimieren den Betrieb der 

KWK-Anlagen durch den Einsatz moderner 

Steuerungstechniken und ermöglichen 

eine bedarfsgerechte Anpassung der 

Strom- und Wärmeproduktion. Durch die 

intelligente Vernetzung von Erzeugung, 

Speicherung und Verbrauch können iKWK-

Systeme die Effizienz der Energieerzeu-

gung weiter erhöhen, indem sie Lastspit-

zen ausgleichen und die Anlagen flexibel 

auf wechselnde Energienachfragen reagie-

ren.  

• In den möglichen Wärmenetzgebieten 
kann der Einsatz von KWK-Anlagen die 
Energieeffizienz steigern 

• Dies bedeutet, dass nach aktuellem 

Stand weiterhin Potenzial für KWK 

oder iKWK-Anlagen bestehen.
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5.3 Potenziale zur Nutzung von Abwärme 

5.3.1 Industrie 

Die Nutzung von Abwärme aus industriel-

len Prozessen bietet eine vielverspre-

chende Möglichkeit, zusätzliche Wärme-

quellen für die kommunale Wärmeversor-

gung zu erschließen. In Branchen wie der 

chemischen Industrie oder der Metallver-

arbeitung fällt während der Produktion oft 

Wärme an, die bislang ungenutzt in die 

Umwelt abgegeben wird. Durch den Ein-

satz geeigneter Technologien kann diese 

Abwärme gesammelt und für die 

Beheizung von Gebäuden oder die Einspei-

sung in Wärmenetze genutzt werden. 

Die in Lenting ansässigen Unternehmen 

Kessel AG und Deutsche Transalpine Öllei-

tung besitzen große Abwärmepotenziale. 

Im Verstetigungsprozess muss ein weiterer 

Austausch angestrebt werden, um geeig-

nete Synergien für die unmittelbar angren-

zenden Unternehmen und Wohnbebauung 

zu schaffen. 

 

 

5.3.2 Abwasser 

Abwasser enthält eine beträchtliche 

Menge an thermischer Energie, die bei der 

Behandlung und Entsorgung oft ungenutzt 

bleibt.  

Diese Energie kann durch Installation von 

Wärmetauschern in den Abwasserleitun-

gen nutzbar gemacht werden. Die Wärme-

tauscher nehmen die Wärme aus dem Ab-

wasser auf und übertragen diese an ein 

Heizsystem. Damit diese Technik effizient 

funktioniert, müssen jedoch bestimmte 

Voraussetzungen erfüllt sein. 

Die Abwasserrohre, aus denen die Wärme 

gewonnen werden soll, sollten einen 

Mindestdurchmesser von 800 mm aufwei-

sen, um einen ausreichend hohen Volu-

menstrom und damit eine effektive Wär-

meübertragung sicherzustellen. Zudem 

muss der Trockenwetterabfluss in den Lei-

tungen größer als 15 Liter pro Sekunde 

(l/s) sein, damit genügend thermische 

Energie zur Verfügung steht. 

Ein Potenzial für Abwasser ist in Lenting 

nicht vorhanden, aufgrund der fehlenden 

Mindestgrößen an Abwasserrohren.  

 

 

5.3.3 Rechenzentren 

Rechenzentren sind spezialisierte Einrich-

tungen, die eine große Menge an Daten 

speichern, verarbeiten und verwalten. Die 

Klimatisierung dieser Zentren ist entschei-

dend, um die Server in einem optimalen 

Betriebszustand zu halten, da hohe Tem-

peraturen die Leistungsfähigkeit und Le-

bensdauer der Hardware beeinträchtigen 

können. Um die entstehende Abwärme ef-

fizient zu nutzen, können Rechenzentren 

in der Nähe von Wärmeverbrauchern 

integriert werden, sodass die erzeugte 

Wärme zur Beheizung von Gebäuden oder 

zur Einspeisung in Wärmenetze verwendet 

werden kann. 

Im Bearbeitungsprozess konnten keine 

nennenswerten Potenziale durch Rechen-

zentren in Lenting ermittelt werden. 
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5.4 Fazit Potenziale  

Tabelle 5 fasst die Ergebnisse der Potenzi-

alanalyse zur Nutzung erneuerbarer Ener-

gien und zur Effizienzsteigerung zusam-

men und bewertet sie hinsichtlich ihrer 

Relevanz für Lenting. Flächendeckende 

Wärmenetze sind aufgrund fehlender wirt-

schaftlicher Eignung nicht zielführend. Aus 

diesem Grund haben Potenziale, die de-

zentral genutzt werden können, eine be-

sonders hohe Bedeutung.

Tabelle 5: Zusammenfassung und Bewertung der Relevanz der Potenziale. Quelle: eigene Darstellung 

Kategorie Potenzial Relevanz Erläuterung 

Wärme 
Luft-Wärmepum-
pen 

Hoch Als dezentrale Lösung zielführend 

 
Oberflächennahe 
Geothermie 

Mittel 
Als dezentrale Lösung zielführend, in Einzelfäl-
len nicht möglich 

 Tiefe Geothermie Gering 
Lenting liegt nicht in einem Nutzungsgebiet für 
thermale Wärmegewinnung  

 Flusswärme Gering Kaum Potenzial vorhanden 

 Solarthermie Hoch 
Als dezentrale Lösung insbesondere für Warm-
wassererzeugung zielführend 

 Biomasse Gering 
Potenzial Anbau von Energienutzungspflanzen 
vorhanden, steht in Flächenkonkurrenz zu 
Landwirtschaft 

 Wasserstoff Mittel 
Flächendeckendes Gasnetz und Betriebe mit 
hohen Prozesswärme Bedarf 

Strom Photovoltaik Hoch Als dezentrale Lösung zielführend 

 Wind 
Nicht vor-
handen 

Keine geeignete Fläche für Windpotenzial vor-
handen 

Effizienz Sanierung Hoch 
Realistisches Energieeinsparpotenzial bis 2045 
von 27 %  

 KWK Gering Kein relevantes Potenzial vorhanden 

Abwärme Industrie Mittel Unternehmen mit Abwärmepotenzial vorhanden 

 Abwasser 
Nicht vor-
handen 

Keine passende Abwasserstruktur vorhanden 

 Rechenzentren 
Nicht vor-
handen 

Kein Rechenzentrum vorhanden 
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6 Fokusgebiete  

Auf Grundlage der erhobenen Daten und 

Analysen wurden spezifische Wärmever-

sorgungsgebiete identifiziert, sogenannte 

Fokusgebiete. Abbildung 33 zeigt die Fo-

kusgebiete Ortszentrum und das Gewerbe-

gebiet östlich der Autobahn A9. Diese Ge-

biete wurden anhand der Ergebnisse der 

Bestandsanalyse ausgewählt, wobei Fakto-

ren wie Baualtersklassen, Wärmebedarf, 

Energieträger sowie die durch die 

Potenzialanalyse aufgezeigten Möglichkei-

ten berücksichtigt wurden.  

In den folgenden Kapiteln werden die Fo-

kusgebiete im Detail beschrieben, wobei 

auf die jeweiligen Charakteristika, Her-

ausforderungen und Chancen für die zu-

künftige Wärmeversorgung eingegangen 

wird. Die jeweiligen Gebiete werden in 

den Unterkapiteln veranschaulicht. 

 

Abbildung 33: Übersicht der Fokusgebiete. Quelle: eigene Darstellung 
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6.1 Gebiet 1: Lenting Ortszentrum 

Das erste Fokusgebiet umfasst den Orts-

kern von Lenting. Im Zentrum des betrach-

teten Bereichs befinden sich die Grund- 

und Mittelschule sowie die dazugehörigen 

Gebäudeteile. Ergänzt wird das Gebiet 

durch die nördlich angrenzende Reihen-

haussiedlung sowie durch benachbarte 

Ein- und Mehrfamilienhäuser. 

Eine detaillierte Darstellung des gesamten 

Fokusgebiets ist in Abbildung 34 zu finden. 

Die drei gezeigten Karten visualisieren die 

Gebäudetypen, das Gebäudealter sowie 

den damit verbundenen Wärmebedarf. 

Wie in der Abbildung deutlich zu erkennen 

ist, wurde ein Großteil der Gebäude vor 

dem Jahr 1978 errichtet. Diese weisen in 

der Regel eine energetisch unzureichende 

Gebäudehülle auf, was zu erheblichen 

Wärmeverlusten führt. Gleichzeitig ergibt 

sich daraus ein großes Potenzial für Ener-

gieeinsparungen durch gezielte Sanie-

rungsmaßnahmen. 

Um den Energieverbrauch zu senken und 

die Voraussetzungen für eine effiziente 

Wärmeversorgung zu schaffen, sind um-

fangreiche energetische Sanierungen er-

forderlich. Dazu zählen unter anderem:  

• Dämmung von Fassaden, Dächern und 

Kellerdecken, 

• Austausch alter Fenster und Türen, 

• Optimierung bestehender Heizungsan-

lagen. 

Diese Maßnahmen tragen nicht nur zur Re-

duzierung des Wärmebedarfs bei, sondern 

ermöglichen auch den effizienteren Ein-

satz erneuerbarer Energien.

 

Abbildung 34: Gebäudetypen, Baualtersklassen und Wärmebedarf im Fokusgebiet Lenting. Quelle: eigene Dar-
stellung
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Für die konkrete Realisierung möglicher 

Wärmenetze sind weiterführende und ver-

tiefende Untersuchungen in den identifi-

zierten Gebieten unerlässlich. Die im Rah-

men der kommunalen Wärmeplanung ein-

gesetzten Tools, Modelle und Bewertungs-

logiken der INEV GmbH liefern bereits eine 

fundierte erste Orientierung. Um jedoch 

belastbare und wirtschaftlich tragfähige 

Aussagen treffen zu können, empfiehlt 

sich im nächsten Schritt die Durchführung 

einer Machbarkeitsstudie. 

Die Gemeinde Lenting kann sich dabei per-

spektivisch über passende Förderpro-

gramme des Bundesamts für Wirtschaft 

und Ausfuhrkontrolle (BAFA) Unterstüt-

zung sichern. Mit dem BEW-Modul 1 „Mach-

barkeitsstudie“ kann ein erster wichtiger 

Baustein für ein zukünftiges Wärmenetz 

gelegt werden.  

6.1.1 Erste Ausbaustufe 

Die in Abbildung 35 dargestellte Erste Aus-

baustufe weist folgenden Kriterien auf: 

Wärmeliniendichte:         1.596 kWh/m·a 

Wärmegestehungskosten:  108 €/MWh 

Diese Werte basieren auf einer vollständi-

gen (100 %) Anbindung aller Gebäude in-

nerhalb des dargestellten Bereichs. Für 

eine erste Ausbaustufe erscheint das Ge-

biet realistisch dimensioniert. Konkrete 

Aussagen zur Platzierung der Wärmeerzeu-

ger sowie zum genauen Verlauf des Wär-

menetzes – einschließlich Trassenlängen 

und Temperaturprofilen – müssen im Rah-

men weiterführender Untersuchungen ge-

troffen werden.  

 

Abbildung 35: Fokusgebiet Ortszentrum, Erste Ausbaustufe. Quelle: eigene Darstellung 
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6.1.2 Gesamtes Wärmenetzgebiet

Das Kernnetz kann in weiteren Ausbau-

schritten, ausgehend vom Schulzentrum, 

schrittweise erweitert werden. 

Je nach den Zielsetzungen der Gemeinde, 

dem Interesse der Bürgerinnen und Bürger 

sowie den technischen und wirtschaftli-

chen Entwicklungen im Bereich der Wär-

menetze, könnte das in Abbildung 36 dar-

gestellte Netz künftig realisiert werden.  

Das gezeigte Wärmenetz hat folgende Ei-

genschaften: 

Wärmeliniendichte:      1.315 kWh/m·a 

Wärmegestehungskosten:  115 €/MWh 

Die Bereitstellung der erforderlichen 

Wärme durch erneuerbare Energien ist 

grundsätzlich durch eine Kombination 

verschiedener Technologien denkbar. Na-

heliegend ist der Einsatz eines Heizwerks 

auf Basis holzartiger Biomasse (z. B. Hack-

schnitzel oder Scheitholz). 

Zudem könnten beispielsweise zunehmend 

wirtschaftlichere Wärmepumpensysteme – 

etwa in kaskadenförmiger Zuschaltung – 

eine sinnvolle Ergänzung darstellen. Ob 

die benötigte Wärme dabei aus geothermi-

schen Quellen oder der Umgebungsluft ge-

wonnen wird, muss im Rahmen detaillier-

ter Untersuchungen geklärt werden. 

Die durchgeführte Analyse zeigt, dass im 

Zentrum der Gemeinde Lenting ein realis-

tisches Potenzial für den Aufbau eines 

Wärmenetzes besteht. 

 

 

 

Abbildung 36: Fokusgebiet Ortszentrum, Gesamtes Wärmenetz. Quelle: eigene Darstellung 
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6.2 Gebiet 2: Gewerbegebiet

Das zweite Fokusgebiet umfasst das Ge-

werbegebiet östlich der Autobahn A9. Es 

zeichnet sich vor allem durch einen hohen 

Anteil an Nichtwohngebäuden aus, die 

größtenteils gewerblich oder industriell 

genutzt werden. Am südlichen Rand des 

Gebiets befinden sich zudem einige Einfa-

milienhäuser (vgl. Abbildung 37). 

Der dargestellte Wärmebedarf basiert auf 

einer standardisierten Abschätzung und 

dient in Anbetracht der Vielzahl an Nicht-

wohngebäuden lediglich als erste Orientie-

rung. Eine pauschale Bewertung ist hier 

mit Vorsicht zu genießen, da der tatsäch-

liche Bedarf stark von der individuellen 

Nutzung und Betriebsweise der jeweiligen 

Gebäude abhängt. Von wesentlich größe-

rer Bedeutung für die Bewertung der Po-

tenziale einer leitungsgebundenen 

Wärmeversorgung sind die im Gebiet an-

sässigen Unternehmen. Ihr spezifischer 

Prozessenergiebedarf stellt einen zentra-

len Aspekt dar, der im Rahmen weiterfüh-

render Analysen detailliert untersucht 

werden sollte. 

Die Potenzialuntersuchung zur industriel-

len Abwärme zeigt im Gewerbegebiet ein 

Unternehmen mit einem hohen Energie-

überschuss sowie einem gleichzeitig hohen 

Bedarf an Prozesstemperaturen. Die dabei 

benötigten Temperaturen sind ein ent-

scheidendes Kriterium für eine mögliche 

zukünftige Substitution der bestehenden 

Energieversorgung durch Wasserstoff. Die-

ses Potenzial sollte gemeinsam mit den an-

sässigen Unternehmen sowie den zuständi-

gen Energieversorgern weiter vertieft und 

diskutiert werden.

 

Abbildung 37: Gebäudetypen, Baualtersklassen und Wärmebedarf im Fokusgebiet Gewerbegebiet. Quelle: ei-
gene Darstellung  
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Wasserstoff kann in diesem Zusammen-

hang eine ökonomisch sinnvolle Lösung 

darstellen. Ob der Wasserstoff künftig di-

rekt vor Ort produziert oder über ein aus-

gebautes Verteilnetz aus dem nationalen 

Wasserstoffkernnetz bereitgestellt wird, 

muss in den kommenden Jahren umfassend 

geprüft werden Im Gegensatz zum Fokus-

gebiet Ortszentrum lässt sich für das Ge-

werbegebiet derzeit kein klar strukturier-

tes, mehrstufiges Vorgehen für den Aufbau 

eines Wärmenetzes ableiten. Die für den 

in Abbildung 38 dargestellten Untersu-

chungsbereich berechneten Kennwerte 

lauten wie folgt: 

Wärmeliniendichte:         1.927 kWh/m·a 

Wärmegestehungskosten:  111 €/MWh 

Trotz der sehr hohen Wärmeliniendichte 

ist im nächsten Untersuchungsschritt eine 

detaillierte Abfrage bei potenziell 

interessierten Unternehmen erforderlich, 

um vorhandene Energieüberschüsse sowie 

konkrete Energiebedarfe zu erfassen. Ob 

eine vollständige Erschließung aller im Fo-

kusgebiet dargestellten Gebäude wirt-

schaftlich und technisch sinnvoll ist, muss 

durch vertiefende Analysen geklärt wer-

den. 

Das Gewerbegebiet weist darüber hinaus 

eine Besonderheit auf, die im weiteren 

Planungsprozess gezielt genutzt werden 

sollte: Die parallele Betrachtung und In-

tegration eines möglichen Wasserstoffnet-

zes bzw. -einsatzes kann wertvolle Syner-

gien schaffen. 

Durch frühzeitige Gespräche mit dem Gas-

netzbetreiber, der Kommune, den Unter-

nehmen und weiteren relevanten Akteuren 

kann die Gemeinde Lenting einen bedeu-

tenden Schritt in Richtung einer klima-

neutralen Wärmeversorgung machen.

 

Abbildung 38: Fokusgebiet Gewerbegebiet, Gesamtes Wärmenetz. Quelle: eigene Darstellung 
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7 Szenarienentwicklung

Im Nachfolgenden wird aufgezeigt, wie 

sich die Wärmeversorgung anhand der 

identifizierten Möglichkeiten bis zum Ziel-

jahr 2045 entwickeln kann. Deutschland 

hat im Bundes-Klimaschutzgesetz die Kli-

maneutralität bis 2045 festgeschrieben (§3 

Abs. 2). Daraus folgt auch die Verpflich-

tung zu einer klimaneutralen Wärmever-

sorgung bis 2045. Das Klimaschutzgesetz 

Bayern greift die nationalen Ziele auf. Da 

vonseiten der Gemeinde Lenting bislang 

keine eigenständigen Klimaschutzziele de-

finiert wurden, wird in Anlehnung an die 

bundesgesetzliche Zielsetzung gemäß Kli-

maschutzgesetz das Jahr 2045 als Refe-

renzjahr für die angestrebte Treibhausgas-

neutralität herangezogen. Die Szenarien-

entwicklung greift die diskutierten Inhalte 

der Potenzialanalyse und Fokusgebiete 

auf.  

7.1 Einteilung in Wärmeversorgungsgebiete

7.1.1 Zugrundeliegende Kriterien zur Gebietseinteilung 

Die Einteilung der Gebiete erfolgt auf 

Grundlage einer Bewertung verschiedener 

Kriterien, orientiert am Leitfaden zur Wär-

meplanung des Bundes (Kapitel 7). Die Be-

wertungskriterien wurden systematisch 

herangezogen, um eine fundierte Katego-

risierung der Gebiete hinsichtlich ihrer 

Eignung für unterschiedliche Wärmever-

sorgungsoptionen vorzunehmen. Berück-

sichtigt wurden folgende Aspekte: 

• Wärmeliniendichte: Gebiete mit einer 

Wärmeliniendichte zwischen 1,1 und 

2,0 MWh/m*a, die gleichzeitig eine ver-

dichtete Bebauung aufweisen oder als 

Neubaugebiete klassifiziert sind, wer-

den als besonders geeignet für die Ver-

sorgung über Wärmenetze bewertet. 

• Vorhandensein von Ankerkunden: In 

die Bewertung fließt ein, ob sich im je-

weiligen Gebiet kommunale Liegen-

schaften oder andere Großverbraucher 

mit einem hohen Wärmebedarf befin-

den, da diese als potenzielle Ankerkun-

den für ein Wärmenetz fungieren kön-

nen. 

 

 

• Anschlussquote an vorhandene Infra-

strukturen: Hier wird die zu erwar-

tende Anschlussdichte an Wärme- oder 

Gasnetze im Zieljahr betrachtet. Eine 

hohe prognostizierte Anschlussquote 

spricht für eine hohe Eignung des Ge-

biets für netzgebundene Wärmeversor-

gung. 

• Langfristiger Prozesswärme- oder 

Wasserstoffbedarf: Bewertet wird, ob 

in dem Gebiet ein dauerhafter Prozess-

wärmebedarf mit Temperaturen über 

200 °C besteht oder ob Unternehmen 

bereits konkrete Pläne zur Nutzung von 

Wasserstoff in Prozesswärmeanwendun-

gen verfolgen bzw. einen signifikanten 

Wasserstoffbedarf aufweisen. 

• Spezifischer Investitionsaufwand für 

Netz(um)bau: Die Netzkosten werden 

in Abhängigkeit von der Untergrundbe-

schaffenheit (z. B. Versiegelungsgrad, 

Bodenart) analysiert. Je nach geologi-

schen und infrastrukturellen Gegeben-

heiten variieren die Kosten erheblich, 

was die wirtschaftliche Eignung des Ge-

biets beeinflusst. 

• Vorhandensein von Bestandsnetzen: 

Es wird untersucht, ob innerhalb des 
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Untersuchungsgebiets oder in unmittel-

bar angrenzenden Bereichen bereits 

Wärme- oder Gasnetze existieren, die 

potenziell erweitert werden können. 

• Verfügbarkeit und Wirtschaftlichkeit 

von Abwärmequellen: In die Bewer-

tung fließt ein, ob nutzbare industrielle 

oder gewerbliche Abwärmequellen vor-

handen sind und welche Investitions- 

bzw. Betriebskosten mit deren Nutzung 

verbunden sind. 

• Entwicklung der Wasserstoffpreise: 

Die wirtschaftliche Bewertung von Was-

serstoffnetzen berücksichtigt die er-

wartete Preisentwicklung für Wasser-

stoff im Vergleich zu anderen Energie-

trägern. 

• Gebäudeseitige Investitionskosten: 

Abschließend werden auch die Kosten 

berücksichtigt, die auf Gebäudeeigen-

tümer im Rahmen eines Anschlusses an 

ein Wärme- oder Wasserstoffnetz zu-

kommen würden.  

Basierend auf diesen Kriterien werden die 

Gebiete zunächst einzeln pro Kategorie 

analysiert und anschließend aggregiert be-

wertet. Im Ergebnis erfolgt eine Zuord-

nung in die Kategorien Wärmenetzgebiet, 

Wasserstoffnetzgebiet oder dezentrales 

Versorgungsgebiet. Darüber hinaus kann 

ein Gebiet als Prüfgebiet klassifiziert wer-

den, wenn zum aktuellen Zeitpunkt noch 

keine eindeutige Bewertung möglich ist. In 

diesen Fällen ist eine weiterführende Ana-

lyse und Validierung erforderlich. 

 

7.1.2 Gebietseinteilung Lenting 

Für das gesamte Gemeindegebiet von 

Lenting wurden die zuvor beschriebenen 

Bewertungskriterien systematisch ange-

wendet und alle Teilgebiete entsprechend 

analysiert und klassifiziert. Abbildung 39 

veranschaulicht das daraus abgeleitete 

Gesamtergebnis im Zieljahr 2045 in karto-

grafischer Form. 

Im Zentrum der Gemeinde sowie in unmit-

telbar angrenzenden Bereichen wurden 

Flächen als Wärmenetzgebiete (blau)  

ausgewiesen. Diese zeichnen sich durch 

eine erhöhte Wärmeliniendichte, eine ver-

dichtete Siedlungsstruktur sowie das Vor-

handensein potenzieller Ankerkunden – 

etwa kommunale Liegenschaften mit ho-

hem Wärmebedarf aus. Diese Rahmenbe-

dingungen ermöglichen eine effiziente und 

wirtschaftlich tragfähige netzgebundene 

Wärmeversorgung. 

Im östlichen Gemeindeteil, insbesondere 

im Bereich des Gewerbegebiets, wurde ein 

Wasserstoffnetzgebiet (grün) definiert. 

Ausschlaggebend für diese Einstufung ist 

ein langfristig erwarteter hoher Bedarf an 

Prozesswärme über 200 °C sowie Hinweise 

auf mögliche zukünftige Nutzung von Was-

serstofftechnologien durch ansässige Un-

ternehmen. Die technische Anschlussfä-

higkeit und potenzielle Eignung für eine 

H₂-Infrastruktur stützen diese Bewertung 

zusätzlich. 

Mehrere Flächen, vor allem im westlichen 

und südlichen Teil des Gemeindegebiets, 

wurden als dezentral zu versorgende Ge-

biete (grau) eingestuft. Diese Bereiche 

weisen typischerweise eine geringe Sied-

lungsdichte, eine vergleichsweise niedrige 

Wärmeliniendichte sowie teils ungünstige 

geologische Voraussetzungen für den Netz-

bau auf. In diesen Gebieten erscheint eine 

individuelle, gebäudeseitige Versorgung – 

etwa mittels Wärmepumpen oder Bio-

masseanlagen – als sinnvollste Option.
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Darüber hinaus wurden Prüfgebiete 

(orange) identifiziert, in denen zum aktu-

ellen Planungsstand keine eindeutige Be-

wertung möglich ist. Diese befinden sich 

vorwiegend im nördlichen Gemeindege-

biet und erfordern weitergehende Analy-

sen, beispielsweise zur zukünftigen 

städtebaulichen Entwicklung, zur Netzinf-

rastruktur oder zur Verfügbarkeit nutzba-

rer Abwärmequellen. Die finale Zuordnung 

dieser Gebiete zu einem Versorgungstyp 

ist im Rahmen vertiefender Untersuchun-

gen vorzunehmen. 

 

Abbildung 39: Gebietseinteilung in Lenting. Quelle: eigene Darstellung
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7.2 Zielszenario 

Das Zielszenario beschreibt die langfristige 

Entwicklung der Wärmeversorgung für das 

gesamte Gemeindegebiet von Lenting. Da-

bei werden verschiedene Indikatoren her-

angezogen, um sicherzustellen, dass die 

Planung mit den vorgesehenen Wärmever-

sorgungsgebieten und den gesetzlichen 

Zielen übereinstimmt. Die Erstellung des 

Zielszenarios basiert auf den Ergebnissen 

der Eignungsprüfung, der Bestandsanalyse 

und der Potenzialanalyse und berücksich-

tigt so die empfohlene Gebietseinteilung 

aus Abbildung 39. 

7.2.1 Methodik 

Ausgehend vom Bilanzjahr 2021 kann das 

Zielszenario für Lenting definiert werden. 

Die Modellierung basiert auf den entwi-

ckelten kommunalen Maßnahmen zur Wär-

meversorgung sowie der Gebietseintei-

lung. Daraus lässt sich ableiten, welche 

Endenergieeinsparungen beispielsweise 

durch energetische Sanierungsmaßnahmen 

erzielt werden können. 

Durch die Gebietseinteilung und beglei-

tende Maßnahmen kann im Zeitverlauf die 

Zusammensetzung der Energieträger in der 

Wärmeversorgung modelliert werden. Die 

Szenarienentwicklung berücksichtigt die 

definierten Maßnahmen (siehe Kapitel 7). 

Dabei wird zwischen zwei Maßnahmenty-

pen unterschieden: 

▪ Effizienzmaßnahmen zur Reduktion 

des Wärmebedarfs 

▪ Substitutionsmaßnahmen, durch die 

fossile Energieträger durch erneuer-

bare ersetzt werden. 

Zusätzlich wird analysiert, wie die Maß-

nahmen wirken (Wirkungsart), zu welchem 

Zeitpunkt sie eingeführt werden (Einfüh-

rungsjahr) und wie lange sie ihre Wirkung 

entfalten (Wirkungsdauer). Abbildung 40 

veranschaulicht die Auswirkungen der 

Maßnahmen. Eine Maßnahme kann hin-

sichtlich ihrer Wirkungsart folgenderma-

ßen klassifiziert werden: 

▪ Einmalige Wirkung, bspw.: die Inbe-

triebnahme eines Wärmenetzes 

▪ Jährliche Wirkung, bspw.: jährliche 

Sanierung 

▪ Wirkung über einen Zeitraum, bspw.: 

Wärmeerzeugertausch in Liegenschaf-

ten innerhalb von 3 Jahren 

Die Wirkungsdauer und das Einführungs-

jahr stehen in direktem Zusammenhang. 

Für Lenting wurden die Maßnahmen in 

Maßnahmensteckbriefen beschrieben, in 

denen ihre Wirkungsweise sowie die er-

warteten Einsparungen detailliert herge-

leitet werden. 

Tabelle 6: Methodik Zielszenario. Quelle: eigene Darstellung 

Wirkungsart Einmalig Zeitraum Jährlich 

Einführungsjahr 1 1 1 

Wirkungsdauer - 5 - 

Potenzial 5 10 1 
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Abbildung 40: Schematische Darstellung der verschiedenen Wirkungsarten. Quelle: eigene Darstellung 

Berücksichtigung der Maßnahmen 

In den Maßnahmensteckbriefen ist be-

schrieben, wie die Maßnahmen bewertet 

werden und in die Szenarienentwicklung 

eingehen. Zusätzlich werden die Inhalte 

der Gebietseinteilung aufgenommen. Sie 

werden folgendermaßen berücksichtigt:  

▪ Wärmenetzgebiet 1 mit Inbe-

triebnahme in 2030 

▪ Wärmenetzgebiet 2 mit Inbe-

triebnahme in 2035 

▪ Wärmenetzgebiet 3 mit Inbe-

triebnahme in 2040 

▪ Wasserstoffnetzgebiet 1 mit Um-

stellung in 2035 

▪ Wasserstoffnetzgebiet 1 mit Um-

stellung in 2040 

Neben Wärmenetz – und Wasserstoffgebie-

ten weist die Gebietseinteilung mehrere 

Gebiete aus die zukünftig mittels dezent-

raler Erzeugungsoptionen versorgt wer-

den. Hierzu zählen beispielsweise Wärme-

pumpensysteme, Solarthermie oder Hack-

schnitzelkessel. Für diese Gebiete wird 

ebenfalls ein verstärkter Ausbau der er-

neuerbaren Energieträger in der Wärme-

versorgung modelliert.  
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7.2.2 Entwicklung des Wärmebedarfs  

Nachfolgend werden die Ergebnisse der 

Szenarienentwicklung veranschaulicht und 

diskutiert. Abbildung 41 zeigt die Entwick-

lung des Wärmebedarfs vom Bilanzjahr 

ausgehend bis 2045 über die Stützjahre 

2025, 2030, 2035 und 2040. Ab dem Jahr 

2035 ist ein Zuwachs der Fernwärme zu er-

kennen. Dies ist auf die Inbetriebnahme 

des ersten Wärmenetzgebietes zurückzu-

führen. Der Anteil der Fernwärme steigt 

sichtlich über den Zeitverlauf, da im Jahr 

2035 das zweite Wärmenetzgebiet und im 

Jahr 2040 das dritte Wärmenetzgebiet in 

Betrieb genommen wird.  

Gleichzeitig ist ein Zuwachs der Umwelt-

wärme und von Wasserstoff zu verzeich-

nen, wobei Wasserstoff ausschließlich im 

Industrie- und Gewerbegebiet Anwendung 

findet. Diese Maßnahmen verdrängen 

schrittweise fossile Energieträger, vor al-

lem Erdgas und Heizöl. Im Zieljahr 2045 

beruht die Wärmeversorgung demnach 

ausschließlich auf erneuerbaren Energien.  

Zusätzlich kann der Wärmebedarf in Ziel-

jahr auf 49.000 MWh durch energetische 

Sanierung reduziert werden. Dies ent-

spricht einer Reduktion um 11 %.  

 

 

Abbildung 41: Entwicklung des Wärmebedarfs nach Energieträgern für das Bilanzjahr 2021 sowie für die Jahre 
2025, 2030, 2035, 2040 und 2045. Quelle: eigene Darstellung 
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Abbildung 42 stellt die Entwicklung des 

Wärmebedarfs nach Sektoren dar. Auf-

grund der energetischen Sanierung in 

Wohngebäuden sinkt der Wärmebedarf im 

Sektor der privaten Haushalte stärker als 

in den anderen Sektoren. Es ist jedoch 

auch in Sektoren Industrie, kommunale 

Liegenschaften und GHD mit Effizienzstei-

gerungen zu rechnen, sodass der Wärme-

bedarf in Summe abnimmt.  

 

 

 

Abbildung 42: Entwicklung des Wärmebedarfs nach Sektoren für das Bilanzjahr 2021 sowie für die Jahre 2025, 
2030, 2035, 2040 und 2045. Quelle: eigene Darstellung 
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7.2.3 Entwicklung der Treibhausgasemissionen  

Ausgehend von der Entwicklung des End-

energiebedarfs nach Energieträgern zeigt 

Abbildung 43 die Reduktion der Treibhaus-

gasemissionen. Die Analyse berücksichtigt 

die jeweiligen Emissionsfaktoren der Ener-

gieträger sowie deren prognostizierte Ent-

wicklung gemäß dem Projektionsbericht 

[7].  

Dabei liegt der Fokus auf den Emissionen 

des Wärmesektors. Insgesamt ist ein deut-

licher Rückgang der Treibhausgas-

emissionen auf ca. 1.100 tCO2eq zu erwar-

ten. Dies entspricht einer Reduktion der 

wärmebedingten Emissionen im Vergleich 

zum Bilanzjahr 2021 um 91 %. 

Die verbleibenden Emissionen lassen sich 

auf zum Großteil die Wärmeerzeugung für 

die Wärmenetzen sowie die Herstellung 

von grünem Wasserstoff zurückführen. 

Weitere Darstellung zu den Zielszenarien 

sind dem Anhang zu entnehmen. 

 

 

Abbildung 43: Entwicklung der Treibhausgasemissionen aus dem prognostizierten Wärmebedarf in Lenting. 
Quelle: eigene Darstellung 
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8 Umsetzungsstrategie

Der folgende Abschnitt beschreibt die 

Strategie zur Umsetzung einer nachhalti-

gen Wärmeversorgung für Lenting. Dabei 

werden die geplanten Maßnahmen detail-

liert vorgestellt und ergänzt durch eine Er-

läuterung des notwendigen Controllings, 

das die Umsetzung begleitet und sicher-

stellt. 

Darüber hinaus wird das Kommunikations-

konzept skizziert, das eine breite Akzep-

tanz fördern und eine aktive Mitwirkung 

relevanter Akteure sicherstellen soll. Ab-

schließend wird das Vorgehen zur langfris-

tigen Verstetigung der Maßnahmen erläu-

tert, um die nachhaltige Wärmeversorgung 

dauerhaft zu sichern und kontinuierlich 

weiterzuentwickeln.

8.1 Maßnahmenfahrplan für das gesamte Gemeindegebiet

Auf Grundlage der analysierten und identi-

fizierten Potenziale sowie der definierten 

Fokusgebiete wurden gemeinsam mit der 

Gemeinde konkrete Maßnahmen entwi-

ckelt. Diese Maßnahmen sind detailliert in 

Maßnahmensteckbriefen dokumentiert, 

die im Anhang einsehbar sind. 

Jeder Maßnahmensteckbrief enthält eine 

umfassende Beschreibung der Maßnahme, 

einschließlich der notwendigen Handlungs-

schritte, der relevanten Zielgruppen sowie 

der zentralen Initiatoren und Akteure, die 

an der Umsetzung beteiligt sind. Darüber 

hinaus wurden der erforderliche Aufwand 

und das Einsparpotenzial systematisch be-

wertet, um die Maßnahmen sowohl in ihrer 

Wirksamkeit als auch in ihrer Umsetzbar-

keit zu priorisieren. 

Die Entwicklung der Maßnahmen berück-

sichtigt die spezifischen Anforderungen 

und Gegebenheiten der Gemeinde. So 

wurde sichergestellt, dass die Maßnahmen 

praxisnah, zielgruppengerecht und nach-

haltig wirksam gestaltet sind.  
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8.2 Controlling 

Die kommunale Wärmeplanung ist ein 

zentraler Baustein in der Umstellung von 

einer fossilen auf eine vollständig klima-

neutrale Wärmeversorgung und bedarf 

aufgrund ihrer Komplexität und Langfris-

tigkeit einer Strategie. Das Controlling 

fungiert dabei als zentrales Instrument zur 

Überwachung von Treibhausgasemissio-

nen, Steuerung und fortlaufenden Anpas-

sung von Maßnahmen aus dem Wärmeplan. 

Es sorgt dafür, dass die gesetzten Ziele 

termingerecht und ressourcenschonend 

erreicht werden. Dabei sind nicht nur die 

quantitative Überwachung von Indikatoren 

wie Treibhausgasreduktion, Anteil 

erneuerbaren Energien an der Wärmever-

sorgung und Energieeinsparungen von Be-

deutung, sondern auch die qualitative Be-

wertung der Maßnahmen hinsichtlich ihrer 

Wirksamkeit und Effizienz. Ein bewährter 

Ansatz für das Controlling der kommunalen 

Wärmeplanung ist der PDCA-Management-

prozess (Plan, Do, Check, Act). Dieser zyk-

lische Prozess stellt eine methodische Vor-

gehensweise dar, um die einzelnen 

Schritte der Planung zu steuern, den Fort-

schritt zu kontrollieren und durch gezielte 

Anpassungen sicherzustellen, dass die 

Ziele nachhaltig erreicht werden. 

 

Abbildung 44: PDCA-Managementprozess. Quelle: eigene Darstellung 
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8.2.1 Quantifizierung

Das Monitoring umfasst die systematische 

Erfassung und Auswertung von Schlüssel-

daten zur Wärmeversorgung und den damit 

verbundenen Treibhausgasemissionen. Es-

senziell hierfür sind Informationen von 

Netzbetreibern, Großverbrauchern, Ka-

minkehrern und kommunalen Liegenschaf-

ten. Die regelmäßige Überwachung der 

Fortschritte ist entscheidend, um die Um-

setzung der geplanten Maßnahmen zu 

überprüfen und zu bewerten. Dafür wird 

empfohlen den PDCA-Prozess regelmäßig 

durchzuführen. Zu den wichtigsten Indika-

toren im Monitoring gehören die emittier-

ten Treibhausgase, der Energieverbrauch, 

der Anteil erneuerbarer Energien und die 

Sanierungsrate. Durch die systematische 

Erfassung dieser Daten wird ein Soll-Ist-

Vergleich ermöglicht, der ein zentrales 

Element der Erfolgskontrolle darstellt und 

in die Nachsteuerung überführt werden 

kann. Sollten Abweichungen von den ge-

planten Zielen festgestellt werden, kön-

nen Korrekturmaßnahmen frühzeitig ein-

geleitet werden, um sicherzustellen, dass 

die Zielvorgaben für CO₂eq-Reduktion und 

Energieeinsparung eingehalten werden. 

Für das Monitoring können die Indikatoren 

aus der Energie- und Treibhausgasbilanz 

herangezogen und verglichen werden. 

Im Rahmen der Erstellung der kommunalen 

Wärmeplanung wurde für das Bilanzjahr 

2021 eine Energie- und Treibhausgasbilanz 

für Lenting erstellt. Aus ihr geht hervor, 

dass der gesamte Wärmeverbrauch von 

100.515 MWh/a zu 86,2 % aus fossilen 

Energieträgern gedeckt wird. Zum Groß-

teil wird die fossile Wärme durch Erdgas 

gedeckt. Um die Wirksamkeit von umge-

setzten Maßnahmen verfolgen zu können, 

wird die Fortschreibung der Energie- und 

Treibhausgasbilanz alle zwei Jahre emp-

fohlen. Neben der Fortschreibung der 

Energie- und Treibhausgasbilanz ist die 

kommunale Wärmeplanung alle fünf Jahre 

fortzuschreiben. Damit gehen auch alle 

kartografischen Erhebungen und Darstel-

lungen einher.  

Für das Monitoring der Maßnahmen wird 

empfohlen, einen standardisierten Erhe-

bungsbogen zu verwenden. Der Erhebungs-

bogen soll festlegen, wie oft die Maßnah-

men zu evaluieren sind und welche Daten 

erfasst werden sollen, um den Ist-Stand 

der Maßnahmen abzubilden. Alle erfassten 

Maßnahmen werden in einer übersichtli-

chen Tabelle gesammelt, die die wichtigs-

ten Bewertungskriterien jeder Maßnahme 

enthält. Zudem sollte im Maßnahmenmo-

nitoring der Zeitpunkt der Datenerhebung 

zum Ist-Zustand festgehalten werden. Dies 

ermöglicht eine klare zeitliche Einordnung 

der Aufgaben und erleichtert die Koordina-

tion. 

 

8.2.2 Nachsteuern

Im Rahmen der kommunalen Wärmepla-

nung wurden spezifische Maßnahmen ent-

wickelt, deren Erfolg anhand qualitativer 

und quantitativer Kriterien gesteuert wird. 

Zeigt das Monitoring, dass Ziele nicht er-

reicht werden, ermöglicht ein aktives Con-

trolling ein gezieltes Nachsteuern, um die 

Zielerreichung sicherzustellen.  

Das Controlling umfasst folgende Schritte:  

▪ Festlegung des Überprüfungster-
mins 

▪ Soll-Ist-Abgleich der geplanten 
Maßnahmen 

▪ Ursachenanalyse 
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▪ Entwicklung einfacher und mach-
barer Korrekturmaßnahmen 

▪ Definition der daraus folgenden 
Schritte 

Die Ursachenanalyse ist entscheidend, um 

zu verstehen, warum bestimmte Ziele 

nicht erreicht wurden. So können gezielte 

Korrekturmaßnahmen entwickelt werden. 

Mögliche Ursachen für das Nichterreichen 

der Ziele können in einer unzureichenden 

Planung, fehlenden Ressourcen oder einer 

Überlastung der umsetzenden Stellen be-

gründet sein. Ebenso könnten technische 

oder rechtliche Hindernisse die Maßnah-

men behindern.  

Die fortlaufende Überprüfung der Maßnah-

men anhand von Bewertungskriterien oder 

Indikatoren aus der Energie- und Treib-

hausgasbilanz ermöglicht es, auf Abwei-

chungen zu reagieren. Dabei sind auch 

technologische Entwicklungen und gesetz-

liche Änderungen zur berücksichtigten. 

 

8.2.3 Berichterstattung

Die Berichterstattung dient dazu, die Er-

gebnisse des kontinuierlichen Monitorings 

transparent an alle relevanten Akteure zu 

kommunizieren. So sind Gemeindeverwal-

tung und Bürger stets über den Stand der 

Maßnahmen und den Fortschritt der Wär-

mewende informiert. Diese Transparenz 

schafft Vertrauen und fördert die Beteili-

gung der Bevölkerung sowie anderer Inte-

ressengruppen. 

Auf Basis der gesammelten Daten sollten 

Maßnahmen zur Behebung von Schwach-

stellen und Abweichungen vorgeschlagen 

werden. Diese Empfehlungen können z. B. 

in Form von Listen oder Steckbriefen dar-

stellen, wie energetische Sanierungen 

verstärkt oder Investitionen in erneuer-

bare Energien gezielt eingesetzt werden 

können. 

Wichtig ist auch die Einbindung der Öffent-

lichkeit über Kanäle wie Website, lokale 

Medien und Veranstaltungen. So können 

Rückmeldungen aus der Bevölkerung in die 

weitere Planung einfließen und die Akzep-

tanz gestärkt werden. 

Die regelmäßige Berichterstattung ermög-

licht es, flexibel auf veränderte Rahmen-

bedingungen und technologische Entwick-

lungen zu reagieren – und die geplanten 

Maßnahmen langfristig erfolgreich umzu-

setzen. 

8.2.4 Umsetzung

Die nachfolgende Tabelle 7 zeigt eine 

mögliche Übersicht, wie das Maßnahmen-

monitoring und -controlling in der Verwal-

tung niedrigschwellig umgesetzt werden 

kann. Dabei wird in den ersten Spalten das 

Ziel der Maßnahme und der Indikator zur 

Bewertung festgelegt. Während des Maß-

nahmenmonitorings werden dann in den 

weiteren Spalten der Ist-Wert mit dem 

Soll-Wert verglichen, Ursachen analysiert 

und Korrekturmaßnahmen sowie nächste 

Schritte definiert.
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Tabelle 7: Übersicht Maßnahmenmonitoring und -controlling. Quelle: eigene Darstellung 

Maßnahme Ziel  Indikator Soll-Wert Ist-Wert Abwei-
chung 

Ursache Korrektur-
maßnahme 

Nächster 
Schritt  

Überprü-
fungstermin 

Entwicklung einer langfristigen Strate-
gie für den Umgang mit dem Gasnetz 

         

Sanierungsfahrplan kommunaler Liegen-
schaften 

         

Solarstrategie für kommunale Liegen-
schaften und Optimierung des Eigenver-
brauchs 

         

Nutzung des Abwärmepotenzials des 
kommunalen Abwassers für kommunale 
Liegenschaften 

         

Nutzung oberflächennaher Geothermie 
in kommunalen Liegenschaften 

         

Beratung und Aktivierung zur energieef-
fizienten Gebäudesanierung und de-
zentrale Wärmeerzeugung 

         

Aktivierung von Unternehmern zur Ein-
führung von Energiemanagementsyste-
men 

         

Formulierung von Vorgaben und Pflich-
ten beim Aufsetzen von Konzessionsver-
trägen  

         

Berücksichtigung der Wärmeplanungser-
gebnisse bei der Fort-schreibung und 
Aktualisierung der Regionalplanung  

         

Empfehlungen zu hohen Effizienzstan-
dards bei Neubauten (Wohn- und Nicht-
wohngebäude) 

         

Festsetzung eines Verbots fossiler Ener-
gieträger in Bebauungsplänen für Neu-
baugebiete 

         

Festlegung eines PV-Nutzungsgebots für 
alle Neubauten (Wohn- und Nichtwohn-
gebäude) 

         

Festlegung von Empfehlungen zur Kom-
paktheit und Gebäudeaus-richtung in 
Bebauungsplänen für Neubaugebiete 
(Wohn- und Nichtwohngebäude) 
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8.3 Kommunikation

Eine effektive Kommunikationsstrategie 

ist für die erfolgreiche Umsetzung der 

kommunalen Wärmeplanung unerlässlich. 

Sie stellt sicher, dass alle relevanten Ak-

teure oder Zielgruppen– von der Gemein-

deverwaltung über Unternehmen bis hin 

zur Bevölkerung – regelmäßig und auf ge-

eigneten Kanälen über die Ziele, Meilen-

steine und Fortschritte der Wärmeplanung 

informiert werden. Transparente und kon-

sistente Kommunikation trägt nicht nur 

dazu bei, Vertrauen aufzubauen, sondern 

auch die Akzeptanz der geplanten Maßnah-

men zu fördern und mögliche Hemmnisse 

abzubauen. Eine klare und offene 

Kommunikation ermutigt die Akteure, sich 

aktiv an der Wärmewende zu beteiligen.  

Für eine gezielte Ansprache der verschie-

denen Zielgruppen ist ein differenzierter 

Ansatz erforderlich. Angesichts der unter-

schiedlichen Interessen und Bedürfnisse 

der Akteure ist der Einsatz vielfältiger 

Kommunikationskanäle sinnvoll (vgl. Ta-

belle 8). Dabei können Multiplikatoren, 

wie etwa lokale Vereine, Medienschaf-

fende oder Politiker, eine entscheidende 

Rolle spielen, indem sie Informationen 

glaubwürdig und effizient verbreiten.

Tabelle 8: Kommunikationskanäle und Darstellungsmöglichkeiten. Quelle: eigene Darstellung 

Kanal Darstellungsmöglichkeiten 
Zeitungen Pressemitteilungen mit Inhalten des Reportings 

Soziale Medien Werbung für bevorstehende Veranstaltungen, Hinweise auf kurz-
fristige Änderungen, 
Kacheln mit einer Informationsübersicht mit Verweis auf die Web-
site zur weiteren Erläuterung, 
Videos zum Ergebnis realisierter Projekte 

Website Zentraler Ort, der alle Informationen sammelt.  
Fließtexte, 
FAQs, 
Pressemitteilungen, 
Veröffentlichung von Karten und aktueller Wärmeplan zum Down-
load, 
Verweis auf Fördermöglichkeiten, 
Verweis auf bevorstehende Informationsveranstaltungen oder Ver-
öffentlichungen in der Politik 

Informationsabende 
und Workshops 

Präsentation des aktuellen Stands und den kommenden Schritten, 
Vorstellung beschlossener und abgeschlossener Maßnahmen, 
Feedback zu geplanten und umgesetzten Maßnahmen in Form von 
Umfragen 
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8.3.1 Strategien für eine transparente und bürgernahe Kommunikation

Die Wahl der richtigen Kommunikationska-

näle ist von entscheidender Bedeutung. 

Eine zielgerichtete Kombination aus tradi-

tionellen und digitalen Medien sorgt dafür, 

dass alle relevanten Zielgruppen erreicht 

werden. Dafür wird empfohlen, neben 

Printmedien (u. a. lokale Zeitungen) auch 

soziale Medien, wie Facebook, LinkedIn 

oder Instagram zu nutzen. Zusätzlich wird 

der Reiter auf der gemeindeeigenen Web-

site zur Wärmeplanung weiter ausgebaut 

und laufend aktualisiert. Für die Belange 

der Wärmeplanung wird das Funktions-

postfach bauamt@Lenting.de genutzt. Des 

Weiteren können öffentliche 

Veranstaltungen wie Informationsabende 

oder Workshops den direkten Dialog er-

möglichen.  

Die Öffentlichkeit ist kontinuierlich über 

den aktuellen Stand und wichtige Meilen-

steine der Wärmeplanung zu informieren. 

Regelmäßige Veröffentlichungen und Ver-

anstaltungen, beispielsweise einmal jähr-

lich oder je nach Bedarf, bieten eine ver-

lässliche Informationsquelle.  

Je nach Kommunikationskanal empfiehlt 

es sich Inhalte passend aufzubereiten. Dies 

ist in Abbildung 45 zusammengefasst. 

 

Abbildung 45: Mögliche Inhalte der Öffentlichkeitsarbeit. Quelle: eigene Darstellung

  

mailto:bauamt@rosendahl.de
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8.3.2 Wichtige Aspekte einzelner Kommunikationsstrategien 

Die gemeindeeigene Website sollte als 

zentrale Informationsplattform dienen. 

Alle relevanten Inhalte – von Plänen über 

Termine bis hin zu häufig gestellten Fragen 

– müssen stets aktuell und leicht zugäng-

lich sein. Zudem können hier Online-Um-

fragen und Konsultationen bereitgestellt 

werden, um Meinungen von Bürgern für 

eine fortwährende Beteiligung einzuholen.  

Soziale Medien spielen indes auch eine 

zentrale Rolle, da eine flexible und inter-

aktive Ansprache ermöglicht wird. Platt-

formen wie Facebook, LinkedIn und Insta-

gram bieten die Möglichkeit, Ankündigun-

gen, Kurzvideos zu einzelnen Schritten der 

Planung oder Umfragen unkompliziert zu 

verbreiten und in den Dialog mit der Be-

völkerung zu treten.  

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist das ak-

tive Zuhören. Die Anliegen der Öffentlich-

keit sollten ernst genommen werden und 

die Gemeindeverwaltung sollte 

Möglichkeiten für Kommentare und einen 

Dialog schaffen – sei es per E-Mail, über ein 

Kontaktformular auf der gemeindeeigenen 

Website oder durch die Informationsveran-

staltungen. Auf diese Weise kann die Ge-

meindeverwaltung konstruktives Feedback 

erhalten und darauf eingehen, um den 

Prozess gemeinsam mit den Bürgern voran-

zutreiben. Die zielgerichtete und klare 

Aufbereitung der Inhalte ist von besonde-

rer Bedeutung. Die Informationen müssen 

gut strukturiert und fachlich präzise sein. 

Dabei ist jedoch darauf zu achten, eine für 

die Bürger gut verständliche Sprache zu 

verwenden. Abbildungen und Beispiele 

können dabei helfen, komplizierte Sach-

verhalte zu veranschaulichen und zugäng-

licher zu machen. Im Folgenden sind mög-

liche Inhalte für die Öffentlichkeitsarbeit 

aufgeführt, die über verschiedene Kom-

munikationskanäle vermittelt werden kön-

nen. Diese Übersicht dient der Gemeinde 

als praktische Hilfestellung.

8.3.3 Verantwortlichkeiten innerhalb der Verwaltung

Aktuell erfolgt die Kommunikation über 

die erstmalige Erstellung der Wärmepla-

nung auch im Fachbereich II Planen und 

Bauen. Bei langfristiger Verankerung der 

Wärmeplanung ist zu berücksichtigen, dass 

die entsprechende Stelle auch die fortlau-

fende Kommunikation übernehmen sollte. 

So kann sichergestellt werden, dass alle 

relevanten Inhalte und somit ein konsis-

tentes Bild nach außen transportiert 

werden. Um fachlich präzise Informatio-

nen zu kommunizieren, sind Freigaben von 

Fachbereichen bei Themen, die dies erfor-

dern, einzuholen. Alle Inhalte sollten von 

dem jeweiligen Vorgesetzten freigegeben 

werden. Mit Freigabemechanismen sollen 

mögliche Missverständnisse vermieden 

werden und eine ganzheitliche Kommuni-

kation von der Kommune an die Bürger si-

chergestellt werden. 
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8.4 Verstetigung

Eine Verstetigungsstrategie für die kom-

munale Wärmeplanung zielt darauf ab, die 

langfristige Umsetzung und Fortschreibung 

der Wärmeplanung zu sichern. Dies um-

fasst auch Aufgaben aus dem Controlling-

konzept und der Kommunikationsstrate-

gie. Durch eine nachhaltige Verankerung 

und den Ausbau von Verwaltungsstruktu-

ren wird gewährleistet, dass die Wärme-

planung dauerhaft zur Wärmewende und 

damit zur Erreichung der Klimaziele bei-

trägt.  

Ein wesentlicher Schritt für eine erfolgrei-

che kommunale Wärmeplanung ist die 

feste Integration dieser Prozesse in die 

Verwaltungsstruktur. Dazu gehört die Ein-

richtung einer festen Ansprechperson, die 

die übergeordnete Steuerung und Koordi-

nation der Wärmeplanung übernimmt. 

Diese Person fungiert als zentrale Schnitt-

stelle zwischen verschiedenen Akteuren 

und sorgt dafür, dass die Planungen konti-

nuierlich weiterentwickelt und an aktuelle 

Anforderungen angepasst werden (Maß-

nahmencontrolling). Der erste Wärmeplan 

wurde im Fachbereich II Planen und Bauen 

in Zusammenarbeit mit INEV erstellt. Da 

die Wärmeplanung als strategisches Pla-

nungsinstrument ähnlich wie der Flächen-

nutzungs- oder Bebauungsplan fungiert, 

wird empfohlen, die Fortführung ebenfalls 

in diesem Fachbereich zu belassen. So kön-

nen Schnittstellen zu relevanten Aufga-

benbereichen wie Gebäudemanagement, 

Straßenbau, Bauleitplanung, Bauanträgen 

und Denkmalschutz effizient genutzt wer-

den.  

Mittlerweile hat der Freistaat Bayern die 

Bundesvorgaben des Wärmeplanungsge-

setzes (WPG) auf Landesebene umgesetzt. 

Am 2. Januar 2025 trat die Verordnung zur 

"Ausführung energiewirtschaftlicher Vor-

schriften" in Kraft, die die finanzielle Un-

terstützung der Kommunen regelt, um die 

Kosten der Wärmeplanung zu decken. 

Die Gemeinde Lenting, mit weniger als 

100.000 Einwohnern, ist verpflichtet, ihre 

kommunale Wärmeplanung bis zum 30. 

Juni 2028 abzuschließen. Die Finanzierung 

der Wärmeplanung erfolgt über die Förde-

rung des Programms „Zukunft-Umwelt-Ge-

sundheit“ (ZUG). 

Zusätzlich stellt der Freistaat Bayern einen 

finanziellen Ausgleich in Form sogenannter 

Konnexitätszahlungen in Aussicht. Diese 

Ausgleichszahlungen gelten auch rückwir-

kend für bereits abgeschlossene Wärme-

planungen und sollen die Mehrbelastung 

der Kommunen vollständig kompensieren. 

Die bereitgestellten Mittel können genutzt 

werden, um personelle Kapazitäten aufzu-

bauen, externe Fachkompetenz einzubin-

den und die erforderlichen Planungsarbei-

ten umzusetzen. 

Es wird empfohlen, im entsprechenden 

Fachbereich eine Teilzeitstelle für die 

Wärmeplanung einzurichten. Angesichts 

der interdisziplinären Anforderungen der 

Maßnahmen könnte geprüft werden, ob 

über diese Stelle auch weitere Klima-

schutzaufgaben koordiniert, werden kön-

nen. Die zentralen Aufgaben umfassen:  

▪ Monitoring und Controlling  

▪ Öffentlichkeitsarbeit und Kommu-
nikation  

▪ Berichterstattung  

▪ Maßnahmenumsetzung
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9 Fazit 

Im Rahmen der kommunalen Wärmepla-

nung wurde das Gemeindegebiet Lenting 

umfassend im Hinblick auf eine nachhal-

tige Wärmeversorgung analysiert. Derzeit 

werden 87 % des Wärmebedarfs durch fos-

sile Energieträger gedeckt – Heizöl (29 %) 

und Erdgas (58 %) –, während der Beitrag 

erneuerbarer Quellen wie Biomasse (9 %) 

gering ausfällt. Etwa 59 % des Wärmever-

brauchs entfallen auf private Haushalte, 

gefolgt von der Industrie mit 23 %. 

Die Bebauungsstruktur ist durch eine Mi-

schung aus Ein- und Mehrfamilienhäusern 

sowie Nichtwohngebäuden geprägt. Beson-

ders im Gemeindekern besteht hohes Po-

tenzial für energetische Sanierungen, da 

ein Großteil der Gebäude vor 1987 errich-

tet wurde. Bei einer Sanierungsrate von 

1,5 % pro Jahr kann der Wärmebedarf bis 

2045 um rund 27 % gesenkt werden – bei 

Erreichung des Effizienzhausniveaus 70. 

Bisher gibt es noch kein bestehenden Wär-

menetzes. Im dicht bebauten Ortszentrum 

könnte jedoch ein wirtschaftliches, flä-

chendeckendes Netz etabliert werden; 

hierfür empfiehlt sich als nächster Schritt 

eine Machbarkeitsstudie. Im östlich der A9 

gelegenen Gewerbegebiet wurde zudem 

ein energieintensives Unternehmen identi-

fiziert, das sich perspektivisch als Anker-

punkt für ein lokales Wasserstoffnetz eig-

nen könnte. 

Besonders erfolgversprechend sind in die-

sem Zusammenhang Technologien wie 

oberflächennahe Geothermie, Luft-Wär-

mepumpen und industrielle 

Abwärmenutzung. Zur Deckung des stei-

genden Strombedarfs durch Wärmepum-

pen ist ein konsequenter Ausbau von Pho-

tovoltaik-Dachanlagen essenziell. 

Auf Basis dieser Erkenntnisse wurden für 

Lenting folgende Versorgungsansätze ab-

geleitet: 

• Im Ortskern kann erstmal ein klei-

nes und perspektivisch erweiterba-

res Wärmenetz geprüft werden. 

• In der Fläche wird eine dezentrale 

Wärmeversorgung mit erneuerba-

ren Energien als effizienteste Lö-

sung angesehen. 

• Sanierungen und der Ausbau von 

PV-Anlagen ergänzen die Maßnah-

men zur Reduktion fossiler Ener-

gieträger. 

• Wasserstoff lässt sich vor allem in 

Kombination und Synergie mit vor-

handenen energieintensiven Un-

ternehmen produzieren sowie nut-

zen. 

Die Szenarienberechnungen zeigen, dass 

die CO₂-Emissionen durch diese Maßnah-

men bis 2045 um bis zu 91 % gesenkt wer-

den könnten. Zur Umsetzung wurde ein 

Maßnahmenfahrplan entwickelt, der unter 

anderem Controlling-Instrumente, Kom-

munikationsstrategien und konkrete An-

sätze zur Verstetigung der Maßnahmen 

enthält. Damit wird der Grundstein für ei-

nen langfristig erfolgreichen Transformati-

onsprozess in Lenting gelegt. 
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11 Anhang Maßnahmenkatalog 

MN1: Entwicklung einer langfristigen Strategie für den Umgang mit 

dem Gasnetz 

Versorgen & Anbieten 

Organisatorisch  

Ziel ist es, den Umgang mit dem bestehenden Gasnetz zu definieren und so Planungssicher-

heit für die Bürger, Gasnetzbetreiber und die Kommune zu schaffen.

Beschreibung 

Für den Umgang mit dem Gasnetz wird 

eine langfristige Strategie entwickelt, um 

dieses Netz im Einklang mit den Klimazie-

len nachhaltig umzuwandeln. Die Ge-

meinde plant im Austausch mit dem Netz-

betreiber, wie mit dem Gasnetz in Zukunft 

umgegangen wird und prüft den schritt-

weisen Rückbau der Gasinfrastruktur so-

wie die Möglichkeit zum Einsatz grüner 

Gase. Folgende Regulatorien sind dabei zu 

berücksichtigen: Wasserstoffstrategie der 

Bundesregierung, Europäische Gasmarkt-

richtlinien, Netzentwicklungsplan Gas, das 

Klimaschutzgesetz sowie das Wärmepla-

nungsgesetz und Gebäudeenergiegesetz.  

Handlungsschritte zur Umsetzung 

▪ Überprüfung, ob ein Transformati-

onsplan zur Gasverteilnetzumstel-

lung erstellt wird oder ob ein 

Rückbau des Gasnetzes zielfüh-

rend ist. 

▪ Weiterverfolgung des Wasserstoff-

netzausbaus. 

▪ Zusammenarbeit mit regionalen 

Planungsbehörden und anderen 

Kommunen. 

▪ Prüfung der Wärmeplanungsergeb-

nisse bei der Aktualisierung. 

▪ Monitoring und Anpassung der Pla-

nungen auf Basis neuer Entwick-

lungen und Technologien. 

 

Zielgruppe 

▪ Verwaltung 

Initiatoren und Akteure 

Hauptverantwortlich 

▪ Gemeindeverwaltung 

▪ Gasnetzbetreiber 

▪ Nachbargemeinden 

Weitere Akteure 

▪ Lokale Medien 

▪ Regionale Energieagentur 

Aufwand und Bewertung 

Aufwand  

Ca. 10 Arbeitstage pro Jahr 

Zeitlich 

kurzfristig 

Priorität 

Hoch 

Energieeinsparung 

Nicht quantifizierbar 

THG-Reduktion 

Nicht quantifizierbar
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MN2: Durchführung einer Machbarkeitsstudie nach BEW-Modul 1:  

Schritt 1 für die identifizierten Wärmenetzgebiete  

Motivieren & Beraten 

Investiv 

Das Ziel dieser Maßnahme ist die konkrete Ausarbeitung der technischen und wirtschaftli-

chen Machbarkeit des in der kommunalen Wärmeplanung ausgewiesenen Wärmenetzge-

biets. Hierfür kann eine Förderung beim BEW beantragt werden.

Beschreibung 

Für das im Wärmeplan als geeignet ausge-

wiesene Wärmenetzneubaugebiet soll eine 

Machbarkeitsstudie gemäß BEW-Modul 1 

durchgeführt werden. Diese Studie dient 

dazu, die Realisierbarkeit eines neuen 

Wärmenetzes systematisch zu analysieren. 

Hierbei werden sowohl technische As-

pekte, wie mögliche Wärmequellen, Netz-

strukturen und Versorgungskonzepte, als 

auch wirtschaftliche Faktoren, wie Inves-

titions- und Betriebskosten, Fördermög-

lichkeiten und Wirtschaftlichkeitsberech-

nungen, detailliert geprüft. 

Die Machbarkeitsstudie bildet somit eine 

fundierte Entscheidungsgrundlage für die 

nächsten Schritte hin zur konkreten Um-

setzung eines klimafreundlichen und wirt-

schaftlich tragfähigen Wärmenetzes. 

Handlungsschritte zur Umsetzung 

Zunächst wird eine Antragsstellung zur 

Förderung beim BEW gestellt. Dann folgt 

ggf. eine Ausschreibung und somit eine Be-

auftragung eines Beratungsunternehmens 

oder Ingenieurbüros, welche die Machbar-

keitsstudie durchführen. So können die 

wirtschaftlichen Parameter der Wärme-

netzgebiete im Rahmen der Wärmepla-

nung präzisiert und die Parameter für das 

Wärmenetz sowie die geplanten Wärmeer-

zeuger detailliert ausgearbeitet werden. 

Zielgruppe 

▪ Verwaltung  

▪ Einwohner  

▪ Gewerbe 

Initiatoren und Akteure 

Hauptverantwortlich 

▪ Gemeindeverwaltung 

Weitere Akteure 

▪ Externe Dienstleister 

Aufwand und Bewertung 

Aufwand  

Ca. 10 Arbeitstage pro Jahr 

Zeitlich 

kurzfristig 

Priorität 

Hoch 

Energieeinsparung 

Nicht quantifizierbar 

THG-Reduktion 

Nicht quantifizierbar
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MN3: Sanierungsfahrplan kommunaler Liegenschaften 

Verbrauchen & Vorbild 

Die Erstellung eines Sanierungsfahrplans für kommunale Liegenschaften gewährleistet 

eine systematische energetische Sanierung. Die Priorisierung erfolgt nach Gebäudeal-

ter, Energieverbrauch und Nutzerintensität, um maximale CO₂-Einsparungen zu erzie-

len. Ergänzend werden Photovoltaik- und Solarthermieanlagen installiert, um den An-

teil erneuerbarer Energien zu erhöhen und die Eigenversorgung zu verbessern.

Beschreibung 

Ein Sanierungsfahrplan für kommunale Lie-

genschaften wird erstellt. Die Gebäude 

werden nach Baujahr, Energieverbrauch 

und Nutzerzahl priorisiert, um zunächst 

die größten Energieverbraucher und ältes-

ten Gebäude zu sanieren. Dabei werden 

Synergien mit geplanten Maßnahmen wie 

Brandschutz oder Barrierefreiheit genutzt. 

Zusätzlich werden Photovoltaik- und Solar-

thermieanlagen auf kommunalen Dächern 

installiert, um den Anteil erneuerbarer 

Energien zu steigern, CO₂-Emissionen zu 

senken und die Eigenversorgung zu verbes-

sern. So trägt die Kommune aktiv zum Kli-

maschutz bei und stärkt ihre Vorbildfunk-

tion. 

Die Sanierungen erfolgen nach transparen-

ten Kriterien und berücksichtigen finanzi-

elle sowie personelle Kapazitäten der 

Kommune. 

Handlungsschritte zur Umsetzung 

▪ Erfassung und Analyse der kommu-

nalen Liegenschaften in Bezug auf 

Energieverbrauch, Alter und Nut-

zung 

▪ Erstellung eines Sanierungsfahr-

plans mit Priorisierungskriterien 

▪ Integration des Sanierungsfahr-

plans in den kommunalen Haus-

haltsplan 

▪ Monitoring und Anpassung des 

Fahrplans nach Fortschritt und 

weiteren Anforderungen 

Zielgruppe 

▪ Verwaltung 

Initiator und Akteure 

Hauptverantwortlich 

▪ Bau- und Liegenschaftsmanage-

ment 

▪ Gemeindeverwaltung 

Weitere Akteure 

▪ Energieberater 

▪ Planungsbüros 

▪ externe Fachleute 

Aufwand und Bewertung 

Aufwand 

Ca. 10 Arbeitstage 

Zeitlich 

kurzfristig 

Priorität 

hoch 

Energieeinsparung 

Nicht quantifizierbar 

THG-Reduktion 

Nicht quantifizierbar 
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MN4: Einführung eines Energiemanagementsystems in kommunalen 

Liegenschaften mit Optimierung des Eigenverbrauchs 

Verbrauchen & Vorbild 

Das Ziel dieser Maßnahme ist die Implementierung eines Energiemanagementsystems in 

den kommunalen Liegenschaften der Gemeinde Lenting. Dies dient der systematischen 

Erfassung, Analyse und Optimierung des Energieverbrauchs sowie der Steigerung des Ei-

genverbrauchs erneuerbarer Energien, um Betriebskosten zu senken und die Klimaziele 

zu erreichen. 

Beschreibung 

Durch die Einführung eines Energiemana-

gementsystems können Verbrauchsdaten 

erfasst, analysiert und gezielt optimiert 

werden. Zentrale Elemente der Maßnahme 

sind: 

▪ Erfassung und Analyse der Energie-

verbräuche  

▪ Implementierung eines digitalen 

Energiemanagementsystems zur 

kontinuierlichen Überwachung 

▪ Optimierung des Eigenverbrauchs 

durch Speicherlösungen und intel-

ligente Steuerung 

▪ Regelmäßige Berichterstattung 

und Ableitung von Optimierungs-

strategien 

Handlungsschritte zur Umsetzung 

▪ Bestandsanalyse: Erfassen der ak-

tuellen Energieverbräuche und -

quellen in kommunalen Gebäuden 

▪ Auswahl eines geeigneten Ener-

giemanagementsystems  

▪ Installation und Integration des 

Systems in bestehende Infrastruk-

turen 

▪ Schulung des Personals zur Nut-

zung und Interpretation der Daten 

▪ Optimierung des Eigenverbrauchs 

durch Anpassung der Verbrauchs-

zeiten und ggf. Installation von 

Speichersystemen 

▪ Regelmäßige Auswertung der Da-

ten und Anpassung der Maßnah-

men 

Zielgruppe 

▪ Verwaltung 

▪ Facility-Management 

Initiatoren und Akteure 

Hauptverantwortlich  

▪ Verwaltung 

Weitere Akteure  

▪ Regionale Energieagentur 

▪ Technischer Dienstleister 

Finanzierungsansatz 

Eigenmittel und Förderungen 

Aufwand und Bewertung 

Aufwand  

20.000 € ohne Förderung 

Zeitlich 

Kurzfristig 

Priorität 

Hoch 

Energieeinsparung 

60 MWh/a 

THG-Reduktion 

15 tCO2eq 
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MN5: Ergänzende Umstellung der Wärmeversorgung kommunaler 

Liegenschaften auf erneuerbare Energieträger 

Verbrauchen & Vorbild 

Die Wärmeversorgung der kommunalen Liegenschaften soll schrittweise auf erneuerbare 

Energieträger umgestellt werden, um die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen zu re-

duzieren, die Energieeffizienz zu steigern und einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. 

Beschreibung 

Die Umstellung der Wärmeversorgung er-

folgt durch den schrittweisen Austausch 

fossiler Heizsysteme gegen nachhaltige Al-

ternativen. Dabei sollen insbesondere re-

gionale, erneuerbare Energieträger ge-

nutzt werden. Zentrale Maßnahmen um-

fassen: 

▪ Analyse des aktuellen Wärmebe-

darfs und der bestehenden 

Heizsysteme 

▪ Identifikation geeigneter erneuer-

barer Energieträger (z. B. Wärme-

pumpen, Biomasse, Solarthermie) 

▪ Umsetzung einer schrittweisen 

Umstellung auf klimafreundliche 

Wärmeversorgung 

▪ Integration innovativer Technolo-

gien zur Effizienzsteigerung 

▪ Sensibilisierung der Mitarbeiten-

den für nachhaltige Energienut-

zung 

Handlungsschritte zur Umsetzung 

▪ Entwicklung eines Maßnahmen-

plans zur Umstellung auf erneuer-

bare Energieträger 

▪ Einbindung von Fachplanern und 

Energieexperten zur Identifikation 

optimaler Lösungen 

▪ Prüfung und Nutzung von Förder-

mitteln zur Finanzierung der Um-

stellung 

▪ Umsetzung der Maßnahmen in Ab-

hängigkeit der technischen 

Machbarkeit und finanziellen Res-

sourcen 

▪ Monitoring und Optimierung der 

neuen Systeme nach der Imple-

mentierung 

Zielgruppe 

▪ Kommunale Einrichtungen 

Initiatoren und Akteure 

Hauptverantwortlich 

▪ Verwaltung 

Weitere Akteure 

▪ Energieversorger 

▪ Regionale Energieagentur 

▪ Fachplaner und Ingenieurbüros 

▪ Fördermittelgeber 

Aufwand und Bewertung 

Aufwand 

Ca. 100.000 €, Förderungen möglich 

Zeitlich 

Mittel- bis langfristig 

Priorität 

Hoch 

Energieeinsparung 

Keine direkte Einsparung, da Energieträ-

ger subsituiert werden, Substitution von 

1.000 MWh/a 

THG-Reduktion 

2.500 tCO2eq 
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MN6: Einführung eines Klimachecks bei Ratsbeschlüssen 

Organisatorisch 

Das Ziel dieser Maßnahme ist die systematische Berücksichtigung der Klimarelevanz bei 

kommunalen Ratsbeschlüssen. Durch eine standardisierte Checkliste soll sichergestellt 

werden, dass jede Entscheidung hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf den Klimaschutz 

geprüft wird, ohne dabei einen unverhältnismäßig hohen bürokratischen Aufwand zu er-

zeugen. 

Beschreibung 

Mit der Einführung eines Klimachecks wird 

gewährleistet, dass Ratsbeschlüsse auf 

ihre Auswirkungen auf den Klimaschutz 

überprüft werden. Der Klimacheck erfolgt 

in Form einer Checkliste mit nachvollzieh-

baren und relevanten Kriterien, die jede 

Abteilung für sich durchführt und deren Er-

gebnisse in der jeweiligen Sitzungsvorlage 

hinterlegt werden. So kann sichergestellt 

werden, dass Entscheidungen transparent 

getroffen und negative Auswirkungen auf 

das Klima frühzeitig erkannt und vermie-

den werden. Zentrale Elemente der Maß-

nahme sind: 

▪ Entwicklung einer standardisierten 

Checkliste mit relevanten Fragen 

zur Klimarelevanz 

▪ Einfache und praxistaugliche Um-

setzung ohne hohen bürokrati-

schen Aufwand 

▪ Durchführung des Klimachecks 

durch die jeweilige Fachabteilung 

▪ Hinterlegung der Ergebnisse in den 

Sitzungsvorlagen 

Handlungsschritte zur Umsetzung 

▪ Bestandsaufnahme: Analyse be-

stehender Entscheidungsprozesse 

und Identifikation relevanter 

Handlungsfelder 

▪ Erstellung der Checkliste mit ge-

zielten Fragen zur Klimarelevanz 

▪ Integration des Klimachecks in 

den Verwaltungsablauf 

▪ Schulung der Mitarbeitenden zur 

korrekten Durchführung der Klima-

relevanzprüfung 

▪ Erprobung und Optimierung der 

Checkliste durch Pilotanwendun-

gen 

▪ Regelmäßige Evaluierung und An-

passung der Kriterien nach Bedarf 

Zielgruppe 

▪ Kommunalpolitik 

Initiatoren und Akteure 

Hauptverantwortlich  

▪ Verwaltung 

▪ Gemeinderat 

Weitere Akteure  

▪ Regionale Energieagentur 

Aufwand und Bewertung 

Aufwand 

Ca. 5 Arbeitstage 

Zeitlich 

Kurzfristig 

Priorität 

Hoch  

Energieeinsparung 

Nicht quantifizierbar 

THG-Reduktion 

Nicht quantifizierbar
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MN7: Berücksichtigung der Wärmeplanungsergebnisse bei der Fort-

schreibung und Aktualisierung der Regionalplanung  

Regulieren 

Ziel ist es, die Ergebnisse der kommunalen Wärmeplanung kontinuierlich in die regionale 

und übergeordnete Planung zu integrieren, um eine langfristige, koordinierte Entwick-

lung klimafreundlicher Wärmesysteme zu gewährleisten. 

Beschreibung 

Die Ergebnisse der kommunalen Wärme-

planung werden systematisch bei der Fort-

schreibung der Regional- und Bauleitpla-

nung berücksichtigt. Dies betrifft insbe-

sondere die Koordinierung und die Auswei-

sung von Vorranggebieten für erneuerbare 

Energien sowie die Vermeidung von Nut-

zungskonflikten. Durch die enge Verzah-

nung der kommunalen Wärmeplanung mit 

der Regionalplanung wird sichergestellt, 

dass Wärmelösungen über Gemeindegren-

zen hinweg gedacht werden und Synergie-

effekte zwischen verschiedenen Gebieten 

entstehen: 

▪ Handlungsschritte zur Umsetzung 

▪ Erstellung eines Konzepts zur In-

tegration der kommunalen Wärme-

planung in die Regionalplanung 

▪ Zusammenarbeit mit regionalen 

Planungsbehörden und anderen 

Kommunen 

▪ Prüfung der Wärmeplanungsergeb-

nisse bei der Aktualisierung von 

Flächennutzungsplänen und Regio-

nalplänen 

▪ Monitoring und Anpassung der Pla-

nungen auf Basis neuer Entwick-

lungen und Technologien 

Zielgruppe 

▪ Verwaltung 

Initiatoren und Akteure 

Hauptverantwortlich 

▪ Gemeindeverwaltung 

▪ Regionalplanungsbehörden 

Weitere Akteure 

▪ Nachbargemeinden 

▪ Planungsbüros 

▪ Energieversorger 

Aufwand und Bewertung 

Aufwand 

Gering 

Zeitlich 

laufend 

Priorität 

Hoch  

Energieeinsparung 

Nicht quantifizierbar 

THG-Reduktion 

Nicht quantifizierbar
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MN8: Beschleunigte Genehmigung von Anlagen zur Erzeugung erneu-

erbarer Energien  

Regulieren 

Um den Ausbau erneuerbarer Energien zu beschleunigen, sollen Genehmigungsverfahren 

für entsprechende Anlagen effizienter gestaltet werden. Dies kann durch optimierte Pro-

zesse, klare Zuständigkeiten und ggf. die Einrichtung einer speziellen Genehmigungsbe-

hörde innerhalb der Verwaltung erreicht werden. 

Beschreibung 

Der Ausbau erneuerbarer Energien wird 

häufig durch langwierige Genehmigungs-

verfahren verzögert. Um dies zu verbes-

sern, sollen Maßnahmen zur Verfahrens-

vereinfachung und -beschleunigung umge-

setzt werden. Mögliche Maßnahmen zur 

Optimierung des Genehmigungsprozesses: 

▪ Einrichtung einer zentralen An-

laufstelle oder einer spezialisier-

ten Behörde für Genehmigungen 

▪ Digitalisierung der Antragsverfah-

ren zur Reduzierung von Bearbei-

tungszeiten 

▪ Standardisierte Prüfkriterien und 

Checklisten zur Beschleunigung 

der Bearbeitung 

▪ Verbesserung der interkommuna-

len Zusammenarbeit bei Genehmi-

gungsprozessen 

▪ Transparente Kommunikation der 

Anforderungen und Fristen für An-

tragsteller 

Handlungsschritte zur Umsetzung 

▪ Analyse bestehender Genehmi-

gungsprozesse und Identifikation 

von Engpässen 

▪ Entwicklung von Maßnahmen zur 

Prozessoptimierung 

▪ Prüfung der Einrichtung einer 

zentralen Genehmigungsbehörde 

innerhalb der Verwaltung 

▪ Einsatz digitaler Lösungen zur Ver-

einfachung der Antragsstellung 

▪ Schulung der zuständigen Mitar-

beitenden zu effizienteren Verfah-

ren 

▪ Monitoring und Evaluierung der 

beschleunigten Prozesse 

Zielgruppe 

▪ Unternehmen 

▪ Landwirte 

▪ Bürger 

Initiatoren und Akteure 

▪ Hauptverantwortlich 

▪ Verwaltung 

▪ Bau- und Umweltamt 

▪ Weitere Akteure 

▪ Regionale Energieagentur 

▪ Planungsbüros 

Aufwand und Bewertung 

Aufwand 

Ca. 3 Arbeitstage pro Jahr 

Zeitlich 

kurzfristig 

Priorität 

Hoch 

Energieeinsparung 

Keine direkte Einsparung, da Energieträ-

ger subsituiert werden 

Substitution von 600 MWh/a 

THG-Reduktion 

200 tCO2eq
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MN9: Öffentlichkeitsarbeit: Niederschwelliges Informationsangebot  

Versorgen 

Das Ziel dieser Maßnahme ist es, die Informationen zu den Klimaschutzaktivitäten der 

Gemeinde Lenting für alle Bürger leicht zugänglich zu machen. Durch den Einsatz ver-

schiedener Kommunikationskanäle soll eine breite Öffentlichkeit erreicht, informiert 

und motiviert werden. 

Beschreibung 

Um die Klimaschutzaktivitäten der Ge-

meinde wirkungsvoll zu kommunizieren, 

werden verschiedene niederschwellige In-

formationswege genutzt. Die Inhalte des 

Wärmeplans, Hinweise zum klimabewuss-

ten Handeln und konkrete Maßnahmen 

werden über verschiedene Kanäle verbrei-

tet. Dazu zählen unter anderem: 

▪ Veröffentlichungen in der Tages-

zeitung und im Gemeindeblatt 

▪ Bereitstellung von Informationen 

auf der kommunalen Website 

▪ Nutzung sozialer Medien zur Ver-

breitung relevanter Inhalte 

▪ Durchführung von Kampagnen, Ak-

tionen und Veranstaltungen zur 

Bürgerbeteiligung 

Handlungsschritte zur Umsetzung 

▪ Einbindung der Pressestelle 

▪ Aufklärung über die Umsetzung 

der Wärmeplanung 

▪ Hinweise zu Informationsveran-

staltungen 

▪ Tipps zum Energiesparen 

▪ Bewerben von nachhaltigen Ange-

boten der Gemeinde 

▪ Verlinkung zu Verbraucheraufklä-

rung und Fördermöglichkeiten 

▪ Möglichkeiten für regionales Enga-

gement 

 

Zielgruppe 

▪ Bürger 

▪ Unternehmen 

▪ lokale Akteure 

Initiatoren und Akteure 

Hauptverantwortlich 

▪ Verwaltung 

▪ Pressestelle 

Weitere Akteure 

▪ Lokale Medien 

▪ Regionale Energieagentur 

Aufwand und Bewertung 

Aufwand  

Gering 

Zeitlich 

mittelfristig 

Priorität 

Hoch 

Energieeinsparung 

250 MWh/a 

THG-Reduktion 

100 tCO2eq 
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MN10: Energieagentur: Beratung und Aktivierung zur energieeffi-

zienten Gebäudesanierung und klimafreundlichen Wärmeerzeugung 

Motivieren & Beraten 

Diese Maßnahme hat das Ziel, Bürger umfassend über energieeffiziente und nachhaltige 

Möglichkeiten zur Gebäudesanierung und Wärmeerzeugung zu beraten und aktiv zur Um-

setzung zu motivieren. Dadurch soll die Energieeffizienz gesteigert, der Anteil erneuer-

barer Energien erhöht sowie die CO₂-Emissionen reduziert werden.

Beschreibung 

Die Maßnahme umfasst ein vielfältiges Be-

ratungsangebot für die energetische Sa-

nierung und dezentrale Wärmeerzeugung 

mit erneuerbaren Energien. Hierbei wer-

den spezifische Lösungen und individuelle 

Beratungen zu Sanierungsmaßnahmen so-

wie zur Nutzung erneuerbarer Energie-

quellen (z.B. Wärmepumpen, Solarther-

mie, Geothermie, Biomasse, Speicherlö-

sungen) angeboten. Die Beratung wird 

durch regelmäßige Quartalskampagnen, 

Informationsveranstaltungen und Work-

shops unterstützt, um eine breite Sensibi-

lisierung zu erzielen und Bürger zur Umset-

zung zu motivieren. Zu den zentralen Be-

standteilen gehören: 

▪ Vor-Ort-Beratung und Umsetzungs-

begleitung durch Experten 

▪ Identifikation von Sanierungs- und 

Wärmeerzeugungsmaßnahmen 

(z.B. Dämmung, Heizungstausch) 

▪ Unterstützung bei der Beantragung 

von Fördermitteln 

▪ Entwicklung individueller Wärme-

konzepte und Sanierungsfahrpläne 

Handlungsschritte zur Umsetzung 

▪ Schulung von Beratern und Festle-

gung von Beratungsformaten (z.B. 

Vor-Ort-Beratung, Online-Sprech-

stunden) 

▪ Organisation von Quartalskampag-

nen und Informationsveranstaltun-

gen 

▪ Einrichtung eines Begleitpro-

gramms zur Unterstützung bei der 

Umsetzung 

▪ Erstellung von Informationsmateri-

alien und Bereitstellung eines Be-

ratungsportals 

Zielgruppe 

▪ Bürger 

Initiatoren und Akteure 

Hauptverantwortlich  

▪ Verwaltung 

▪ Regionale Energieberater 

Weitere Akteure  

▪ Planungsbüros 

▪ Netzbetreiber 

▪ Handwerksbetriebe 

Aufwand und Bewertung 

Aufwand  

Ca. 10 Arbeitstage pro Jahr 

Zeitlich 

mittelfristig 

Priorität 

Hoch 

Energieeinsparung 

300 MWh/a 

THG-Reduktion 

100 tCO2eq 
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MN11: Energieagentur: Energieberatergutscheine für individuelle 

vor-Ort-Beratungen und Energiespeicherlösungen 

Motivieren & Beraten 

Der Großteil des Wärme-Endenergiebedarfs in der Gemeinde Lenting entfällt auf private 

Haushalte. Diese müssen sich eigenständig um eine zukunftsfähige und klimafreundliche 

Wärmeversorgung kümmern. Um sie zu unterstützen, bietet die Gemeinde Energiebera-

tergutscheine für individuelle Vor-Ort-Beratungen an. Diese Beratungen sollen Hausbe-

sitzende dabei unterstützen, Sanierungspotenziale zu erkennen, geeignete Heizsysteme 

zu wählen und Möglichkeiten der Energiespeicherung zu nutzen.

Beschreibung 

Die Energieberatergutscheine ermöglichen 

privaten Haushalten eine professionelle 

und individuelle Vor-Ort-Beratung durch 

zertifizierte Energieberater. Ziel ist es, 

Hausbesitzende umfassend über folgende 

Aspekte zu informieren: 

▪ Sanierungspotenziale: Identifika-

tion von energetischen Schwach-

stellen am Gebäude (z. B. Fenster, 

Heizungsanlagen) 

▪ Zukunftsfähige Wärmeerzeu-

gung: Aufzeigen von Möglichkeiten 

zur Nutzung erneuerbarer Ener-

gien (z. B. Wärmepumpen, Solar-

thermie) 

▪ Energiespeicherlösungen: Vor-

stellung von Technologien zur 

Energiespeicherung, wie z. B. 

Wärmespeicher, dezentrale Batte-

riespeicher oder Wasserstoffspei-

cher 

Handlungsschritte zur Umsetzung 

▪ Kooperation mit der regionalen 

Energieagentur 

▪ Gutscheinvergabe: Ausgabe von 

Energieberatergutscheinen an pri-

vate Haushalte in der Gemeinde  

▪ Informationsweitergabe: Bereit-

stellung von schriftlichen Bera-

tungsberichten mit 

Handlungsempfehlungen und För-

dermöglichkeiten 

▪ Nachbereitung: Unterstützung bei 

der Umsetzung der empfohlenen 

Maßnahmen und bei der Beantra-

gung von Fördermitteln 

Zielgruppe 

▪ Private Haushalte & Hausbesitzer 

Initiatoren und Akteure 

Hauptverantwortlich 

▪ Verwaltung in Kooperation mit der 

regionalen Energieagentur 

Weitere Akteure 

▪ Energieberater 

▪ Fördermittelgeber 

Aufwand und Bewertung 

Aufwand 

Abhängig von Anzahl der Gutscheine 

Zeitlich 

kurzfristig 

Priorität 

Hoch 

Energieeinsparung 

Nicht quantifizierbar 

THG-Reduktion 

Nicht quantifizierbar
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 quantifizierbar 

MN12: Realisierung von Gebäudenetzen 

Verbrauchen & Vorbild 

Die nachhaltige Wärmeversorgung soll durch die Errichtung von Gebäudenetzen geför-

dert werden. Durch den Zusammenschluss mehrerer Gebäude zu einem gemeinsamen 

Heizsystem kann eine effizientere und klimafreundlichere Energieversorgung sicherge-

stellt werden. Dabei sollen insbesondere erneuerbare Energien, wie die Nutzung von 

Biogasanlagen, integriert werden. 

Beschreibung 

Ein Gebäudenetz ist eine dezentrale Lö-

sung zur gemeinsamen Wärmeversorgung 

mehrerer Gebäude. Es unterscheidet sich 

von einem Wärmenetz dadurch, dass es in 

der Regel eine kleinere Reichweite hat und 

nur eine begrenzte Anzahl von Gebäuden 

versorgt. Wärmenetze hingegen sind grö-

ßere, zentrale Versorgungsstrukturen, die 

oft ganze Stadtteile oder Kommunen mit 

Wärme beliefern. Zentrale Maßnahmen 

zur Realisierung von Gebäudenetzen sind: 

▪ Zusammenschluss benachbarter 

Gebäude zu einem gemeinsamen 

Heizsystem 

▪ Nutzung erneuerbarer Energien, z. 

B. Biogasanlagen, Holzpellethei-

zungen oder Solarthermie 

▪ Optimierung der Wärmeverteilung 

zur Effizienzsteigerung 

▪ Reduzierung des Energiebedarfs 

durch gemeinschaftliche Lösungen 

▪ Nutzung von Förderprogrammen 

zur Unterstützung der Umsetzung 

Handlungsschritte zur Umsetzung 

▪ Analyse des Wärmebedarfs der be-

teiligten Gebäude 

▪ Prüfung der technischen Machbar-

keit eines Gebäudenetzes 

▪ Identifikation geeigneter Energie-

quellen, z. B. Biogasanlagen 

▪ Entwicklung eines Betriebsmodells 

für das Netz 

▪ Einbindung relevanter Akteure 

(Hausbesitzer, Energieversorger, 

Kommunen) 

▪ Nutzung von Fördermitteln zur Fi-

nanzierung 

▪ Umsetzung und Monitoring der 

Wärmeversorgung 

Zielgruppe 

▪ Gebäudeeigentümer, Gemeinde 

Initiatoren und Akteure 

Hauptverantwortlich 

▪ Bauamt, Verwaltung 

▪ Gebäudeeigentümer 

Weitere Akteure 

▪ Regionale Energieagentur 

▪ Energieberater 

▪ Energieversorger 

Aufwand und Bewertung 

Aufwand 

hoch 

Zeitlich 

langfristig 

Priorität 

Hoch 

Energieeinsparung 

1.000 MWh/a  

THG-Reduktion 

250 tCO2eq 
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MN13: Aktivierung von Unternehmern zur Einführung von Ener-

giemanagementsystemen 

Motivieren & Beraten 

Die Einführung von Energiemanagementsystemen in Unternehmen soll den Energiever-

brauch senken und die Energieeffizienz in Betrieben verbessern. Die Maßnahme zielt 

darauf ab, Unternehmer zu sensibilisieren und zu unterstützen, ein systematisches Ener-

giemanagement in ihren Betrieben einzuführen. 

Beschreibung 

Unternehmen sollen durch gezielte Bera-

tung und Förderprogramme zur Einführung 

von Energiemanagementsystemen moti-

viert werden. Die Maßnahme beinhaltet: 

▪ Sensibilisierung durch Informati-

onsveranstaltungen und Schulun-

gen 

▪ Unterstützung bei der Einführung 

von Energiemanagementsystemen 

nach ISO 50001 oder alternativen 

Standards 

▪ Förderberatung und finanzielle 

Unterstützung bei der Umsetzung 

von Energiesparmaßnahmen 

▪ Durchführung von Energieaudits 

zur Identifizierung von Einsparpo-

tenzialen 

Handlungsschritte zur Umsetzung 

▪ Organisation von Schulungen und 

Workshops zur Einführung von 

Energiemanagementsystemen 

▪ Bereitstellung von Förderprogram-

men und Beratungsangeboten 

▪ Durchführung von Audits und 

Überprüfung der Umsetzungsfort-

schritte 

Zielgruppe 

▪ Unternehmer 

Initiatoren und Akteure 

Hauptverantwortlich  

▪ Wirtschaftsförderung der Kom-

mune  

▪ Energieberater 

Weitere Akteure 

▪ Industrie- und Handelskammern 

▪ Unternehmensverbände 

Aufwand und Bewertung 

Aufwand 

10 Arbeitstage pro Jahr 

Zeitlich 

kurzfristig 

Priorität 

hoch 

Energieeinsparung 

137 MWh/a 

THG-Reduktion 

23 tCO2eq 
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